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I. Einleitung 

Am 17. Januar 2001, also vor gut einem Jahr, rief der Gouverneur des gemessen 
an der Wertschöpfung größten U.S.-Bundessstaats den Notstand aus. Die beiden 
großen privaten Stromunternehmen waren zahlungsunfähig, die Preise am 
Großhandelsmarkt explodierten, sowohl der organisierte als auch der bilaterale 
Stromhandel waren im Zusammenbruch begriffen, und Stromausfälle und Preis-
steigerungen beherrschten das öffentliche Leben in Kalifornien. In den folgen-
den Wochen und Monaten implodierten die Reste des kalifornischen Strom-
markts. Als wichtigster Akteur im Stromhandel verblieb eine Staatsbehörde.  

Ein Jahr nach dem Höhepunkt der Krise ist es an der Zeit, den verbleibenden 
Scherbenhaufen etwas detaillierter zu betrachten. Dies ist Aufgabe des vorlie-
genden Beitrags. Im folgenden Kapitel wird ein knapper Überblick über die 
Grundzüge der in 1995/1996 beschlossenen und in 1998 schließlich implemen-
tierten kalifornischen Strommarktreformen gegeben. In Kapitel III wird auf die 
Entwicklung der Märkte bis einschließlich der Krise im Winter 2000/2001 ein-
gegangen, und in Kapitel IV werden die Gründe des Scheiterns des kaliforni-
schen Übergangsmodells aufgezeigt. Dabei wird in marktliche und regulie-
rungsbedingte Gründe unterschieden. Kapitel V untersucht die Entwicklungen 
im Jahr 2001 dahingehend, ob sich eine Normalisierung abzeichnet, oder ob es 
sich möglicherweise nur um die Ruhe vor dem nächsten Sturm handelt. Kapitel 
VI geht der Frage nach, welche Lehren aus dem Debakel in Kalifornien gezogen 
werden können. Im Schlusswort wird ein Ausblick auf die weitere Entwicklung 
in Kalifornien gegeben und kurz die Frage angesprochen, ob den mehr oder we-
niger liberalisierten europäischen Märkten ein ähnliches Schicksal wie dem kali-
fornischen Experiment droht.  
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II. Die kalifornischen Reformen  

A. Hintergründe 

Die erste Ölpreiskrise in den siebziger Jahren war für deutliche Erhöhungen der 
Strompreise in den Vereinigten Staaten verantwortlich. Dies war in der U.S.-
Geschichte eine neuartige und schockierende Entwicklung, waren die Strom-
preise doch in der Vergangenheit real immer gesunken und nie gestiegen.1  

Es sollte daher nicht überraschen, dass der U.S.-Kongress (wie andere politi-
sche Entscheidungsgremien in anderen Ländern auch) auf diese Entwicklung re-
agieren musste. In 1978 beschloss er den Public Utility Regulatory Policies Act 
(PURPA) (der in vielerlei Hinsicht dem später verabschiedeten deutschen Ener-
gieeinspeisungsgesetz glich). Der PURPA verpflichtete die etablierten und mit 
gesicherten Gebietsmonopolen versehenen Versorgungsunternehmen zum An-
kauf von Strom, der vor allem in KWK-Anlagen und aus regenerativen Energien 
hergestellt wurde. Die Ankaufspreise sollten sich an den vermiedenen Kosten 
orientieren. Die Umsetzung dieser Rahmenvorgaben des Bundes wurde an die 
Bundesstaaten delegiert. Wettbewerb in der Stromwirtschaft war durch den 
PURPA nicht intendiert, zentrales Ziel war eine Senkung der Abhängigkeit von 
importierten Primärenergien. 

Die in Kalifornien zuständige California Public Utility Commission (CPUC) 
machte sich an die Arbeit, prognostizierte Erdölpreise und berechnete hierauf 
basierend die erwarteten vermiedenen Kosten. Diese von der CPUC erwarteten 
vermiedenen Kosten gingen dann als Ankaufspreise in die langfristigen regulier-
ten Ankaufsverträge ein.2  

Ende der achtziger Jahre verstärkte sich der politische Druck hin zu weiterge-
henden Reformen der U.S.-Stromwirtschaft. Der in 1992 verabschiedete Energy 
Policy Act (EPAct) schuf eine neue Klasse von Stromerzeugern, die von den 
meisten für die etablierten integrierten Versorgungsunternehmen geltenden Re-
striktionen befreit wurden. Diese neuen unabhängigen Stromerzeuger mussten 
allerdings ihren Strom auch absetzen können. Beim EPAct wurde vom Pflicht-

                                           
1  Vgl. zu den folgenden Ausführungen ausführlicher Kumkar (1997), (2001a) oder 
(2001c) sowie die dort zitierte Literatur. 
2  Hier liegt ein erster Grund für die im Bundesdurchschnitt hohen kalifornischen Strom-
preise, da sich zum einen die Prognosen für die Ölpreise durchgängig als deutlich überhöht 
erwiesen und zum anderen die PURPA-Verträge einen im Bundesdurchschnitt überaus hohen 
Anteil an der gesamten Erzeugung abdeckten. 
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ankaufsmodell des PURPA abgewichen. Stattdessen wurden für die neuen Er-
zeuger Durchleitungsrechte durch bestehende Netze geschaffen. Die auf der 
Bundesebene zuständige Federal Energy Regulatory Commission (FERC) kons-
tatierte allerdings, dass sich aus ihrer Sicht der Wettbewerb in der Stromwirt-
schaft im Gefolge des EPAct zu langsam entfalten würde. Die FERC sah sich al-
so veranlasst, weiter als der Gesetzgeber zu gehen. Die in 1996 veröffentlichten 
Orders 888 und 889 verpflichteten die Versorgungsunternehmen generell zur 
nichtdiskriminierenden Öffnung ihrer Übertragungsanlagen zum Zwecke der 
Nutzung durch die neuen Erzeuger. Konkret sahen sie die Erstellung und Veröf-
fentlichung von Netznutzungstarifen und die buchhalterische und teilorganisato-
rische Entflechtung der Übertragungsaktivitäten von den anderen Unterneh-
mensteilen vor. Gleichzeitig unterstützte die FERC die Bildung von unabhängi-
gen Netzbetreiberorganisatoren, den so genannten Independent System Opera-
tors (ISO), die jeweils die Teilnetze mehrerer Versorgungsunternehmen gemein-
sam betreiben sollen. Sinn und Zweck der Bildung von ISOs ist zum einen die 
erleichterte Regulierung dieser stärker separierten Netzbetreiber und zum ande-
ren eine bessere Koordinierung der Netznutzung in den oftmals als „balkani-
siert“ bezeichneten Übertragungsnetzen in den Vereinigten Staaten. Harte Struk-
tur regulierende Vorschriften im Sinne einer vertikalen Zwangsentflechtung 
wurden jedoch nicht erlassen.3   

Einige Bundesstaaten gingen noch sehr viel weiter, als der Bundesgesetzgeber 
und die FERC verlangten. Sahen diese schon aus Regulierungs-
kompetenzgründen nur mehr eine Intensivierung des Wettbewerbs auf der 
Großhandelsebene vor, obliegt die Regulierung des Einzelhandels, d.h. des Ver-
kaufs von Strom an Endverbraucher, in der Regel der Jurisdiktion der Bundes-
staaten. Über eine Einführung von Wettbewerbselementen haben also bislang 
die Bundesstaaten, nicht der Bund zu entscheiden. Einen Überblick über den 
Stand der einzelstaatlichen Reformbestrebungen im Oktober 2000 gibt Abbil-
dung 1.  

                                           
3  Ergänzend sei an dieser Stelle vermerkt, dass die FERC seit dem Juli 2001 die Schaf-
fung von vier großen Regional Transmission Organizations (RTO) für die gesamten Vereinig-
ten Staaten anstrebt (vgl. u.a. FERC (2001a, 2001b, 2001c) insbesondere für den Nordosten, 
aber auch für Hinweise darauf, wie die FERC sich die Entwicklungen in den anderen Regio-
nen der Vereinigten Staaten vorstellt). Der kalifornische CAISO wäre in eine größere RTO 
für den gesamten Westen einzubinden. Die FERC beabsichtigt hierbei formale Mediati-
onsprozesse zu initiieren, wohl auch um die bei der Bildung von ISOs in den letzten Jahren 
beobachteten Blockaden leichter auflösen zu können. Ähnlich der derzeitigen Situation im eu-
ropäischen Strommarkt sieht die FERC in den „balkanisierten“ Netzen der Vereinigten Staa-
ten ein zentrales Hindernis bei der Entwicklung eines funktionsfähigen Stromwettbewerbs. 
Vgl. zu einer diesbezüglich kritischen Einschätzung der Bestimmungen der europäischen 
Stromrichtlinie etwa Smeers (2001: 8) und den Verordnungsentwurf der Kommission EK 
(2001). 
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Abbildung 1: Liberalisierungsaktivitäten in den Bundesstaaten, Stand Oktober 2000 
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Kraft
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a Arizona, Arkansas, California, Connecticut, Delaware, District of Columbia, Illinois, Maine, Maryland, Massachusetts, Michigan, Montana, 

Nevada, New Hampshire, New Jersey, New Mexico, New York, Ohio, Oklahoma, Oregon, Pennsylvania, Rhode Island, Texas, Virginia und 
West Virginia 

b Alaska und South Carolina. 
c Alabama, Colorado, Florida, Indiana, Iowa, Kentucky, Louisiana, Minnesota, Mississippi, Missouri, North Carolina, North Dakota, Utah, Ver-

mont, Washington, Wisconsin und Wyoming. 
d Georgia, Hawaii, Idaho, Kansas, Nebraska, South Dakota und Tennessee. 

Quelle: http://www.eia.doe.gov/cneaf/electricity/chg_str/regmap.html (November 2000), eigene Bearbeitung 

Kalifornien nahm eine viel beachtete Vorreiterrolle ein. Wohl nicht ohne 
Grund, hatten sich doch in der Vergangenheit die etablierten und gebietsmono-
polistischen Unternehmen nicht unbedingt als Hort der Effizienz erwiesen und 
hatten die vielfältigen Staatseingriffe in die Primärenergiepolitik eher treibenden 
denn dämpfenden Einfluss auf die Strompreise ausgeübt. Zwei Stichworte für 
derartige politische Entscheidungen mögen hier genügen: Der forcierte Ausbau 
regenerativer Energien, der in Kalifornien für U.S.-Verhältnisse beispiellose 
Ausmaße annahm, und die Unterstützung des Baus von sich ex post als recht 
teuer erweisenden Kernkraftwerken.  

Geplagt durch die auch deswegen hohen kalifornischen Strompreise wurden 
gerade dort große Hoffnungen in eine Liberalisierung gesetzt. Die industriellen 
und kommerziellen Stromverbraucher entfalteten einen erheblichen Druck auf 
die Politik, endlich etwas gegen die hohen Strompreise zu unternehmen. 

 

http://www.eia.doe.gov/cneaf/electricity/chg_str/regmap.html
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B. Kern der Reformen 

Mehr oder weniger zeitgleich mit der Verabschiedung der FERC Orders 888 
und 889 beschloss zunächst die kalifornische Regulierungskommission in 1995, 
und dann etwas später auch der kalifornische Gesetzgeber in 1996, sehr weit rei-
chende Umstrukturierungen (vgl. ausführlicher: Kumkar 2001c). Ziel war die 
Einführung von Wettbewerb sowohl von außen, d.h. von Unternehmen aus den 
benachbarten Bundesstaaten als auch im inneren, d.h. zwischen den etablierten 
Unternehmen, aber auch und vor allem ausgehend von neuen Stromerzeugern 
und Stromhändlern. Implementiert wurden die Reformen in 1998; die neuen In-
stitutionen nahmen im April 1998 ihre Tätigkeit auf. 

1. Neue Akteure: CAISO und CalPX 

Anders im Fall der Maßnahmen des Bundesgesetzgebers und der FERC wurden 
weit reichende Struktur regulierende Maßnahmen ergriffen. So wurden die Ver-
sorgungsunternehmen gezwungen, sich „freiwillig“ von großen Teilen ihres 
Kraftwerksbestands zu trennen und den Betrieb ihrer Übertragungsnetze einem 
neuen unabhängigen Netzbetreiber (Californian Independent System Operator, 
CAISO) zu überantworten. Diese staatlicherseits gegründete Non-Profit-
Organisation soll als unabhängige Netzorganisation die physikalische Basis für 
den Wettbewerb schaffen.  

Die kommerzielle Basis des Wettbewerbs sollte hingegen weitgehend durch 
die ebenfalls staatlicherseits gegründete Californian Power Exchange (CalPX) 
gebildet werden. Diese Strombörse war zuständig vor allem für die Organisation 
des kurzfristig orientierten Stromterminhandels, im Wesentlichen für den Han-
del für Lieferungen am nächsten Tag (Day-ahead-Markt). Die Aufgabe von 
CalPX war die Berechnung markträumender Preise und der Ausgleich von vor-
aussichtlicher Nachfrage mit bereitzustellendem Stromangebot. CAISO war und 
ist hingegen zuständig für den sehr kurzfristigen Stromhandel zu Ausgleichs-
zwecken und für die so genannten Netzhilfsdienstleistungen, d.h. z.B. für die 
Organisation der Sekundenreserve.4 

                                           
4  Das kalifornische Modell dürfte problemlos als das komplizierteste Strommarktmodell 
in den Vereinigten Staaten (und vermutlich der Welt) bezeichnet werden. Zum einen sahen 
andere Reformmodelle nicht eine derartige Vielzahl von organisierten Teilmärkten vor (dies 
betrifft acht (!) Teilmärkte für Netzhilfsdienstleistungen des CAISO, zu denen noch die Out-
of-Market-Käufe sowie die so genannten Real-Time-Märkte für Ausgleichslieferungen (auch 
zum Zwecke der Beseitigung lokaler Engpässe) kommen). Zum anderen kennt zumindest in 
den Vereinigten Staaten kein anderes System die institutionelle Separation von Netzbetreiber 
und kurzfristiger zentraler Strombörse (bekannt ist eine solche Separation allerdings aus den 
skandinavischen Märkten). Vielmehr sieht etwa der ISO-New England, PJM und der ISO 
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Die kalifornischen Reformen sahen grundsätzlich Wettbewerb auf der End-
kundeneben vor. Unter dem Begriff des „Direktzugangs“ erhielten alle Nachfra-
ger das Recht, an den alteingesessenen Stromunternehmen vorbei ihren Strom 
bei konkurrierenden Stromeinzelhändlern zu kaufen.  

2. Die Übergangsregulierungen 

Im Zuge der Reformen wurde beschlossen, es im Rahmen von Übergangsregu-
lierungen allen recht zu machen. Zunächst einmal wurden den kleineren Strom-
kunden eine sofortige Preissenkung um 10 Prozent versprochen und durchge-
setzt und ansonsten Preiserhöhungen bis maximal 2002, bis zum Ende einer 4-
jährigen Übergangsperiode, verboten. Den drei alteingesessenen Versorgungs-
unternehmen (PG&E, SCE, SDG&E)5 wurde die vollständige Finanzierung all 
ihrer in der Vergangenheit getätigten Investitionen versprochen, unabhängig da-
von, ob die gebauten Kraftwerke oder die eingegangenen Bezugsverträge wirt-
schaftlich sind oder nicht. Zur Finanzierung der so genannten Stranded costs 
wurde eine Sonderabgabe (Competition Transition Charge, CTC) eingeführt, die 
von allen Kunden zu tragen war. Die Höhe der Sonderabgabe war allerdings 
nicht ex ante festgelegt. Vielmehr sollte sie sich aus der Differenz zwischen den 
Erzeugungspreisanteilen der fixierten Endkundenpreise und den als niedriger 
erwarteten Großhandelspreisen für Strom ergeben. Die CTC ist also höher, je 
niedriger die Großhandelspreise sind.6 Bei gegebener bzw. festgelegter Höhe 
der Stranded costs werden diese also umso schneller finanziert, je niedriger die 
Großhandelspreise ausfallen. 

Spannend und für den Beobachter von besonderem Interesse ist der Umstand, 
dass die drei alteingesessenen Versorgungsunternehmen dem neuen Markt ver-
gleichsweise schutzlos ausgesetzt wurden. Ihre eigenen Stromverkaufspreise, 
nämlich die Endkundenpreise wurden nach oben fixiert (s.o.). Eine derartige Fi-
xierung galt jedoch nicht für ihre eigenen Ankaufspreise. Diese sollten sich an 
der neu geschaffenen Strombörse CalPX im Wettbewerb ergeben. Von zentraler 
                                                                                                                                    
New York den Betrieb des Netzes und die Organisation des kurzfristigen Stromhandels in ei-
ner Hand vor.  
5  Die großen privaten Versorgungsunternehmen Pacific Gas & Electric (PG&E), Sou-
thern California Edison (SCE) sowie San Diego Gas & Electric (SDG&E, das kleinste der 
drei Unternehmen) dominierten den kalifornischen Strommarkt. PG&E und SCE gehören, 
gemessen an der Stromabgabe, zu den größten Stromunternehmen in den Vereinigten Staaten. 
Die sonstigen (kommunalen und genossenschaftlichen) Stromversorgungsunternehmen sind 
von den Reformen nicht direkt betroffen. 
6  Dies macht in der Logik der Reform Sinn: Je niedriger die Großhandelspreise, desto 
unwirtschaftlicher sind die bestehenden Kraftwerke der alteingesessenen Unternehmen. Desto 
höher sollte c.p. die CTC sein, um die hohen Stranded costs bezahlen zu können. 
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Bedeutung ist nun der Umstand, dass die alteingesessenen Versorgungsunter-
nehmen über kein Anfangsportfolio längerfristiger Absicherungsverträge zum 
Schutz vor volatilen und/oder steigenden Strompreisen an der CalPX verfügten. 
Darüber hinaus wurde ihnen der Neuabschluss derartiger Verträge explizit ver-
boten. Dieses Regulierungsarrangement reflektierte die politische Erwartung 
niedriger Großhandelspreise, gepaart mit dem Unwillen, den alteingesessen Un-
ternehmen bei der Ermittlung von CTC und Stranded costs „zu große“ Spiel-
räume einzuräumen.  

Bis zum Ende der gesetzlichen vierjährigen Übergangsfrist, d.h. bis zum April 
2002, waren damit die Rahmenbedingungen gesetzt, von einer Deregulierung im 
Wortsinn konnte bei diesem Übergangsmodell zwar kaum die Rede sein. Die 
meisten Beteiligten waren allerdings damit zufrieden und weitere Preissenkun-
gen wurden für die Zeit nach der weiteren Liberalisierung in 2002 erwartet. Es 
bestand sogar die Hoffnung, die Übergangsfrist verkürzen zu können, in dem 
niedrige Großhandelspreise hohe CTCs nach sich führen, die Stranded costs 
damit schnell finanziert werden können und eine schnellere Freigabe der End-
kundenpreise möglich wäre. Der damalige Gouverneur versprach seinen Bür-
gern spätestens für 2002 weitere Preissenkungen um mindestens 10 Prozent. 

III. Die Entwicklungen nach den Reformen bis zum 
Winter 2000/2001 

Im Folgenden wird es sich als sinnvoll erweisen, die Zeit nach der Implementie-
rung der Reformen in drei Phasen zu unterscheiden: Erstens die Phase bis zum 
Frühsommer 2000, zweitens die Phase bis einschließlich Winter 2000/2001 und 
drittens die Phase bis Ende 2001. In diesem Abschnitt werden die beiden ersten 
Phasen betrachtet. 

A. April 1998 bis 2000 

Die Umstrukturierungen traten Anfang 1998 in Kraft, CAISO und CalPX nah-
men zum 1. April 1998 ihre Tätigkeit auf. In den ersten beiden Jahren, d.h. in 
der ersten betrachteten Phase bis zum Frühsommer 2000, funktionierten die 
Märkte im Großen und Ganzen so, wie es erhofft wurde. Die Preise waren mo-
derat, die alteingesessenen Unternehmen verkauften ihre fossil befeuerten Kraft-
werke nicht nur wie verlangt zu 50 Prozent, sondern vollständig. Zwar zeigten 
sich einige Startprobleme, die Ausgestaltung der Märkte für Netzhilfsdienstleis-
tungen erwies sich etwa schwerer als erhofft. Auch wurde festgestellt, dass in 
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dass in Zeiten sehr hoher Nachfrage Marktmachtprobleme bestünden. Anlass für 
öffentliche Diskussionen bestand jedoch nicht, die Beteiligten gingen davon aus, 
dass die erkannten Defizite in den Markt- und Regulierungsregeln bis zum Ende 
der Übergangsfrist beseitigt werden können und sich danach der Wettbewerb 
voll entfalten kann. 

B. Frühsommer 2000 bis Winter 2000/2001 

Wie allgemein bekannt sein dürfte, kam es anders. In der Öffentlichkeit weitge-
hend unbeachtet, warnte der Netzbetreiber CAISO immerhin bereits in 1999 da-
vor, dass bei weiter schleppendem Verlauf der Genehmigungen und der Fertig-
stellung neuer Kraftwerke in näherer Zukunft stark sinkende Reservespannen zu 
erwarten seien. Die Politik, konkret die CPUC und der Gesetzgeber unternah-
men jedoch nichts. Weder erlaubte die CPUC den eingesessenen Versorgern den 
Abschluss längerfristiger Absicherungsverträge, mit denen sie sich gegen die 
drohenden Strompreissteigerungen auf dem Großhandelsmarkt hätten schützen 
können, noch reformierte der Gesetzgeber die antiquierten und langwierigen 
Planungs- und Genehmigungsverfahren für neue Kraftwerke.7 Die kalifornische 
Markt- und Regulierungsstruktur war also für das nun Folgende denkbar 
schlecht gerüstet.  

Im Frühsommer 2000 begannen die Preise auf dem Großhandelsmarkt auf ein 
Vielfaches zu steigen. Der Spitzenwert von über 407 Dollar/MWh wird dann im 
Dezember 2000 durch den CAISO-Real-Time-Preis markiert.8 Wohlgemerkt: 
Dies sind monatsdurchschnittliche Preise, keine kurzfristigen Ausreißer; die 
407 Dollar/MWh entsprechen dem gut Siebzehnfachen des durchschnittlichen 
Preises im ersten Jahr 1998/1999 und dem knapp Vierzehnfachen des Preises im 
zweiten Jahr. 

Für die ehemaligen Gebietsmonopolisten — eingezwängt zwischen fixierte 
Endkundenpreise und explodierende Großhandelspreise — begannen die finan-
ziellen Schwierigkeiten, die dann im Winter 2000/2001 in die Zahlungsunfähig-
keit mündeten. Für zahlreiche Endkunden, nämlich zunächst diejenigen, die 
nicht mehr unter dem Schutz der fixierten Endkundenpreise standen, stiegen die 

                                           
7  Hier ist auch der Umstand zu nennen, dass die Genehmigungskapazitäten bei der zu-
ständigen kalifornischen Energiekommission (CEC) unterdimensioniert gewesen sein dürften. 
Immerhin hatte sie seit zehn Jahren kein einziges größeres Kraftwerk mehr genehmigen müs-
sen und ihre Kapazitäten entsprechend reduziert. 
8  Die CAISO-Preise für Dezember 2000 und Januar 2001 sind geschätzt worden, weil 
beginnend im Dezember 2000 Änderungen am Auktionsdesign der CAISO-Märkte imple-
mentiert wurden. Die CalPX-Preise sind für diese beiden Monate eingeschränkt repräsentativ, 
da die CalPX-Märkte in dieser Zeit bereits massiv an Liquidität verloren hatten.  
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Strompreise zum Teil deutlich.9 Und schließlich brach nicht zuletzt wegen der 
Zahlungsunfähigkeit der Versorgungsunternehmen der im Zuge der Reformen 
neue geschaffene Großhandelsmarkt schlicht und einfach zusammen. CalPX 
stellte zum 1. Februar 2001 die Tätigkeit ein und musste Bankrott anmelden. Für 
die Endkunden war die Belieferung mit Strom in Frage gestellt, nachdem sie be-
reits vorher erfahren durften, dass größere Stromausfälle auch in Kalifornien als 
industrialisierter Region zur Realität gehören können.  

Abbildung 2: Ausgewählte Großhandelspreise 1998–2000 (Südkalifornien) 
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Quelle: Für die CalPX- und CAISO-Daten: diverse Internetseiten der beiden Institutionen; Grunddaten für bilaterale Verträge 
stammen aus Energy Market Report, published by Economic Insight, Inc.; eigene Berechnungen und Schätzungen. 

 
Die starken Preissteigerungen im Sommer 2000 und die sich daher abzeich-

nenden Liquiditätsprobleme für die großen Versorgungsunternehmen provozier-
ten zunächst keinerlei Reaktionen seitens der Regulierer. Im Gegenteil bekräf-
tigte etwa die CPUC ihre Politik der Pflichtteilnahme der alteingesessenen Un-
ternehmen am kurzfristig orientierten CalPX-Handel und erlaubte Absiche-
rungsgeschäfte nur in sehr begrenztem Ausmaß und erst nach einer erheblichen 
Verzögerung. Sie ging weiterhin von sehr kurzfristigen Problemen und sehr bald 
wieder auf „Normalwerte“ fallende Großhandelspreisen aus. Im August be-
schloss sie dann sogar noch einen Schritt zurückzugehen. Diese Entscheidung 

                                           
9  Hier sind insbesondere die Kunden von SDG&E zu nennen (s.u.) 
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wurde im September 2000 vom Gesetzgeber bestätigt und verschärft. Im Hinter-
grund lag der Umstand, dass SDG&E, der kleinste der drei großen privaten Un-
ternehmen bereits in 1999 seine gestrandeten Investitionen vollständig abge-
schrieben hatte und seine Endkundenpreise — im Unterschied zur Situation bei 
den beiden großen Unternehmen — im Prinzip dereguliert waren. Konkret be-
zahlten die SDG&E-Kunden im Sommer 2000 gemittelte CalPX-Preise als Preis 
für verbrauchten Strom plus Transport und Service-Gebühren. Da die CalPX-
Preise im Sommer 2000 stark stiegen, stiegen also auch die Endkundenpreise 
von SDG&E. 

Dies war nicht im Interesse der Politik und offenbar auch nicht im Sinne der 
CPUC. Der „Plan zur Stabilisierung der Strompreise“ führte daher die Preisre-
gulierung auch für die SDG&E-Kunden wieder ein. SDG&E war somit in die 
gleiche, missliche, Situation wie vorher bereits SCE und PG&E geraten.10  

Auf kalifornischer Ebene passierte dann zunächst nichts mehr. Tatsächlich 
war im Herbst 2000 die Situation aber bereits soweit gediehen, dass zumindest 
die FERC aktiv wurde und im November einen Vorschlag für eine größere 
Verordnung vorlegte. In der im Dezember beschlossenen tatsächlichen 
Verordnung wurden dann weitreichende Änderungen an der Regulierungs-
struktur für den kalifornischen Stromgroßhandelsmarkt beschlossen (vgl. 
ausführlicher Kumkar 2001c). Von zentraler Bedeutung waren zwei Be-
stimmungen: Zum einen verbot die Order in glatter Umkehrung der CPUC-
Politik den Handel der großen Versorgungsunternehmen via CalPX; zum 
anderen wurde eine so genannte weiche Preisobergrenze in Höhe von 150 
Dollar/MWh für den Handel via CAISO und CalPX eingeführt. Zwar durften 
Anbieter höhere Gebote als 150 Dollar abgeben. Diese Gebote wurden dann, 
wenn sie zum Zuge kamen, zum Gebotspreis abgerechnet, während andere 
Anbieter unter 150 Dollar/MWh den interessanterweise als markträumenden 
Preis bezeichneten, tatsächlich nicht markträumenden, Preis erhielten. Anreize 
für die Anbieter, nicht über 150 Dollar zu bieten, bot die FERC durch den 
Einsatz einer expliziten Regulierungsdrohung: Jeder Bieter über 150 Dollar 
musste zum einen den hohen Gebotspreis gegenüber der FERC begründen und 
unterlag der ex-post-Pflicht zur Rückerstattung (refund) zu hoher Beträge, wenn 
die FERC in der Überprüfung einen aus ihrer Sicht überhöhten Gebotspreis 
feststellt.  

Die Dezember-Order stellt somit eine Kombination von ex-ante Regulierung 
(die 150 Dollar-Obergrenze für den „markträumenden Preis“) und ex-post Regu-

                                           
10  Ein wichtiger Unterschied bestand allerdings darin, dass SDG&E von der CPUC die 
Zusage erhielt, die Mehrkosten später über höhere Strompreise wieder einfahren zu können. 
Offenbar hielten und halten Investoren diese Zusage des Staates für glaubwürdig. SDG&E ist 
das einzige der drei Unternehmen, das nicht in massive Zahlungsschwierigkeiten geraten ist.  
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lierungsinstrumenten dar (ex-post Überprüfung der individuellen Gebote ein-
schließlich refund-Möglichkeit). 

Im Januar 2001 überschlugen sich dann die Ereignisse. Im Dezember 2000 
fanden bereits Stromausfälle statt und die Strompreise zogen noch einmal deut-
lich an. Die Unternehmen SCE und PG&E erfuhren erhebliche Abstufungen 
durch die Rating-Agenturen und bezahlten in der Tat ihre Rechnungen bei CAI-
SO und CalPX nicht mehr. Auch deswegen brach der CalPX-Handel zusammen 
(CalPX musste sie wegen der ausstehenden Rechnungen vom Handel ausschlie-
ßen). Außerdem hätten die drei großen Unternehmen wegen der FERC-Order 
vom Dezember ohnehin nicht mehr lange via CalPX handeln dürfen.  

Am 17. Januar erklärte daraufhin der kalifornische Gouverneur den Notstand. 
Er wies das eigene Amt für Wasserressourcen (DWR) an, kurzfristig Strom an-
zukaufen und an die Endkunden der drei großen Versorgungsunternehmen wei-
terliefern zu lassen. Der kalifornische Gesetzgeber schloss sich dieser Politik an, 
stellte als Sofortmaßnahme gut 900 Millionen Dollar bereit und ermächtigte 
DWR zur Ausgabe von Anleihen zur Finanzierung weiterer umfangreicher und 
langfristig angelegter Stromankäufe, nachdem die drei großen Unternehmen als 
Stromankäufer sowohl bei CalPX als auch bei CAISO ausfielen und daher die 
Belieferung der Endkunden unsicher war.  

Im Ergebnis des Winters 2000/2001 waren damit einige zentrale Akteure des 
kalifornischen Stromsektors tatsächlich oder praktisch von der Bildfläche ver-
schwunden. Hier ist wohl an erster Stelle CalPX zu nennen. Diese erst durch den 
Staat Kalifornien gegründete Strombörse stellte zum 31. Januar 2001 die Tätig-
keit ein und dann am 9. März einen Konkursantrag (Joskow 2001a: Fn. 52, Bo-
renstein et al. 2001: 3). Die großen Versorgungsunternehmen bestehen zwar 
noch, haben aber im Fall von PG&E ebenfalls einen Konkursantrag nach chapter 
11 gestellt und sind als Akteure an den Strommärkten weitestgehend ausgefal-
len. Ihre Rolle hat — und dies ist ein groteskes Ergebnis einer als Deregulierung 
apostrophierten Reform — eine staatliche Agentur, nämlich das DWR über-
nommen. Zusätzlich wird die Verstaatlichung des Übertragungsnetzes der drei 
alteingesessenen Unternehmen diskutiert. Die hierbei anfallenden Zahlungen an 
die Unternehmen sollen der Finanzierung ihrer Schulden dienen. Erste Verein-
barungen hierzu sind bereits im Sommer 2001 getroffen worden.  

IV. Gründe des Scheiterns 

Die Gründe für das Scheitern des kalifornischen Übergangsmodells sind an an-
derer Stelle ausführlich diskutiert worden (vgl. Kumkar 2001c; vgl. auch Bren-
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nan 2001 und Joskow 2001a). Es soll daher an dieser Stelle genügen, die we-
sentlichen Punkte herauszustellen. 

Zunächst einmal die „marktlichen“ und auf die Schnelle nicht reparierbaren 
Faktoren: Die Stromnachfrage in Kalifornien stellte seit dem Frühjahr 2000 ex-
treme Anforderungen an den bestehenden Kraftwerkspark und die Transportnet-
ze. Der Kraftwerkspark ist nicht nur deutlich überaltert, sondern generell der 
Nachfrageentwicklung nicht angemessen. Zu dem seit vielen Jahren aufgebauten 
Investitionsstau hat die Regulierungspolitik der Vergangenheit wesentlich beige-
tragen. Hinzu kamen als kurzfristige Faktoren des kalifornischen Strommarktes 
die sehr deutlich gestiegenen Erdgaspreise und die explodierenden Emissions-
kosten, die für erhebliche kurzfristige Kostensteigerungen bei den Stromanbie-
tern verantwortlich waren. Die hierdurch verursachten Kosten betrugen ein Viel-
faches der Großhandelspreise in den beiden ersten Jahren der neuen Märkte und 
können daher einen Großteil der Preissteigerungen erklären. Darüber hinaus tru-
gen Marktdesignprobleme bei den CalPX- und CAISO-Märkten dazu bei, dass 
u.a. die zur Begrenzung der Preissteigerungen implementierten Preisobergren-
zen nicht immer ihren Zweck erfüllen können und dass die Anbieter größere 
Preissetzungspielräume hatten, als dies bei adäquater Ausgestaltung der Fall 
gewesen wäre. 

Hierzu kommen jedoch noch die von der laufenden Regulierung unmittelbar 
„hausgemachten“ Faktoren, die gewissermaßen im Hintergrund darauf warteten, 
zur Geltung zu kommen, jedoch in den beiden ersten Jahren wegen der hohen 
Angebotsmengen nicht zum Zuge kamen. In der Tat ist darauf hinzuweisen, dass 
es sich bei dem kalifornischen Strommarkt keinesfalls um einen deregulierten 
Markt handelte. Zumindest für die ersten vier Jahre wurden derart viele detail-
lierte Vorschriften erlassen, dass eher von einem nur sehr partiell liberalisierten 
als von einem deregulierten Strommarkt die Rede sein konnte. Dieses Über-
gangsmodell wies drei entscheidende Fehler auf: 

– Erstens wurden die Transaktionen und Konditionen auf den kurzfristigen 
Großhandelsmärkten weitgehend dereguliert, ohne gleichzeitig die Bedin-
gungen dafür zu schaffen, dass hohen Preisen zeitnah durch den Zubau neuer 
Anlagen begegnet werden konnte. 

– Zweitens wurden die großen Stromunternehmen auf den kurzfristigen Strom-
handel über die monopolistische Strombörse CalPX verpflichtet. Hätten sie je-
doch in ihrem Beschaffungsportfolio über einen größeren Anteil an längerfri-
stigen Bezugsverträgen verfügen können, wären die Auswirkungen auf ihre 
finanzielle Situation deutlich geringer gewesen, der Eintritt des Staats als 
größter Stromzwischenhändler hätte wohl vermieden werden können. 

– Drittens durften die enorm gestiegenen Großhandelspreise nicht an die End-
kunden weitergegeben werden. Dies verringerte die Anreize für die Endkun-
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den, ihren Stromverbrauch insbesondere in Spitzenlastperioden in angemesse-
ner Weise zu reduzieren, und verschärfte daher die Knappheitsprobleme. 

Das zu Beginn gefeierte kalifornische Modell kämpfte damit zum Ende des 
Winters 2000/2001 nicht mehr ums Überleben. Zumindest das Übergangsmodell 
war an seinen eigenen Anforderungen, es allen Recht zu machen, gescheitert. 
Ganz offenbar hatte zum Zeitpunkt der Verabschiedung im kalifornischen Par-
lament in 1996 niemand erwartet oder befürchtet, dass die Großhandelspreise 
über den fixierten Erzeugungspreisanteilen der Endverkaufspreise liegen könn-
ten. Im Gegenteil setzte die Umsetzung der politischen Ziele niedrige Großhan-
delspreise voraus. Nur so konnten erstens die Endverkaufspreise niedrig gehal-
ten werden und weitere Senkungen nach Ende der Übergangsphase versprochen 
werden. Zweitens konnten nur dann neue Stromendhändler auf den Markt treten 
und die Dominanz der eingesessenen Unternehmen brechen. Schließlich und 
drittens konnten nur dann die vermuteten gestrandeten Investitionen im Interesse 
der Anteilseigner abgeschrieben werden.11 Das Übergangsmodell hat somit den 
ersten stärkeren Wind nicht überstanden, sondern ist zusammengebrochen und 
hat einige prominente Akteure unter sich begraben. 

V. Sommer 2001: Rückkehr zur Normalität ?  

Nachdem einige Spieler ausgefallen sind und der Staat als wichtigster Akteur 
auf den Strommärkten verblieben ist, bleibt zu fragen, wie sich die Situation im 
Jahr 2001 weiterentwickelte. Immerhin prognostizierten zahlreiche Beobachter 
eine weitere Zunahme der Stromknappheiten,12 insbesondere weil Kalifornien 
ein Gebiet mit Spitzenlastperioden im Sommer ist (u.a. große Anzahl von Kli-
maanlagen). Das DWR bemühte sich also nach allen Kräften, ausreichende 
Strommengen zu akquirieren, um den Bürger Kaliforniens weitere Stromsperren 
zu ersparen.  

                                           
11  Die Pikanz der Sache liegt darin, dass es im Fall erwarteter eher hoher Großhandels-
preise die politisch hoch brisante Stranded-cost-Problematik überhaupt nicht gegeben hätte. 
Dann hätte es im Grundsatz auch die sich im Nachhinein als Sprengsatz erwiesene Über-
gangsperiode bzw. deren Regulierungen bis 2002 gar nicht geben müssen. 
12  So EPRI (2001: iii) in ihrem White Paper von Ende Juni: „In all likelihood, California 
will be facing hundreds of hours of outages and rolling blackouts in the summer of 2001”. An 
anderer Stelle (EPRI 2001: 14) nennen sie eine “near certainty of semi-planned rolling black-
outs”. 
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A. Preisentwicklungen und deren Ursachen 

Betrachtet man zunächst die Preisentwicklungen (brachten diese doch das Über-
gangsmodell zum Einsturz), ist festzuhalten, dass sich die Situation deutlich ent-
spannte (Abbildung 3). Zwar kann an dieser Stelle kein vollständiges Bild der 
Entwicklungen gegeben werden. Es sei zum Beispiel an die Implosion der 
CalPX-Märkte erinnert, ferner nimmt CAISO bei weitem nicht mehr die wichti-
ge Rolle der Vergangenheit ein, da auch das DWR kurzfristigen Handel organi-
siert (hierüber liegen gar keine detaillierten Daten vor). Aber die hier betrachte-
ten Werte für die CAISO-Preise sollten hinreichender Beleg dafür sein, dass die 
kurzfristigen Preise mittlerweile wieder in Bereichen liegen, wie sie von der Zeit 
vor dem Frühsommer 2000 bekannt waren.13 Auch musste CAISO im gesamten 
Sommer keinen einzigen Engpass der Stufe III ankündigen, der mit unfreiwilli-
gen Lieferunterbrechungen verbunden sein könnte (Reservespanne < 1,5 Pro-
zent). Ein einziger Ausnahmezustand der Stufe II (Ankündung von Lastabwür-
fen im Rahmen unterbrechbarer Lieferverträge) wurde ausgerufen, während hier 
die Zahl im Sommer 2000 bei 14 lag.  

Abbildung 3: Großhandelspreise 2001 (CAISO „Effective Real Time Average Price”) 
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Anmerkungen: Die hier wiedergegebenen durchschnittlichen Preise sind aufgrund anderer Berechnungsgrundlagen nicht un-
mittelbar mit denen in Abbildung 2 vergleichbar. 

Quelle: CAISO Market Analysis Report, div. Ausgaben. 

Im Hintergrund dieser starken Preissenkungen liegen wohl mehrere Ursachen: 
Erstens ging die kalifornische Stromnachfrage in 2001 gegenüber den Werten 

des Vorjahrs deutlich zurück. So lag die Spitzenlast in 2001 mit 47 820 MW um 
fast 4 800 MW niedriger als im Jahr 2000 (CEC 2001b: 3). Dies dürfte wohl vor 
                                           
13  Vergleiche für eine Untersuchung der CAISO-Preise im Sommer 2001 auch CAISO 
(2001c). 

 



 15 

allem auf die zahlreichen öffentlichen Appelle zur Stromeinsparung zurückzu-
führen sein, die durch finanzielle Anreize ergänzt wurden; hinzu mag ein gene-
rell gewachsenes Bewusstsein für die Unwägbarkeiten auf der nächsten Strom-
rechnung sowie der Rückgang des Wirtschaftswachstums im Zuge der Konjunk-
turentwicklung kommen. Nicht zurückzuführen scheint der Nachfragerückgang 
hingegen auf niedrigere Temperaturen gegenüber 2000 (CEC 2001c: II-1-9).  

Zweitens gingen im Sommer 2001 die ersten neuen größeren Kraftwerke ans 
Netz. Ingesamt schätzt CAISO (2001a: 21) die Zunahme der Kraftwerksleistung 
für das Jahr 2001 auf immerhin gut 4 000 MW, wobei alleine im Juli gut 1 100 
MW und im August gut 1 200 MW ans Netz gingen.14 Für die nächsten Jahre 
(2002–2004) rechnet die CEC (2001a:8) mit weiteren 10 100 bis 15 531 MW 
zusätzlicher Kapazität in Kalifornien, im wahrscheinlichsten Szenario mit rund 
13 000 MW (vgl. auch CEC 2001c: I-12). Allein im Zeitraum November 2001 
bis zum September 2002) sollen noch einmal 4 267 MW Kraftwerkskapazität 
hinzukommen (CEC 2001b: 18). In den meisten Fällen handelt es sich um GuD-
Kraftwerke, also nicht mehr um die zunächst installierten reinen Spitzenlast-
kraftwerke.15 

Gleichzeitig gingen bestehende Kraftwerke wieder ans Netz, die aufgrund der 
Zahlungsschwierigkeiten der alteingesessenen Stromunternehmen ihre Einspei-
sungen insbesondere im Winter 2000/2001 reduziert hatten.16 Zwar lagen die 
Ausfallzahlen im Sommer immer noch etwas über den Werten der Vorjahre, nä-
herten sich aber wieder den „normalen“ Werten an (CEC 2001b: Figure 2), wäh-
rend sie im Winter 2000/2001 mit einem Spitzenwert von über 14 000 MW weit 
über allen Werten der Vergangenheit lagen.  

Drittens gingen die Erdgaspreise als wichtige Inputpreise für die Stromerzeu-
gung deutlich zurück und lagen zwischenzeitlich sogar unter dem U.S.-
Durchschnitt, nachdem sie in der vergangenen Zeit zum Teil sehr deutlich dar-
über gelegen haben. Der Verlauf der kurzfristigen Strompreise in Abbildung 3 

                                           
14  Im gesamten Westen der Vereinigten Staaten gingen in 2001 knapp 6 000 MW neue 
Kraftwerkskapazität ans Netz (Bonavia 2001: 7). Gleichzeitig lag die Spitzenlast in Kalifor-
nien und dem Nordwesten rund 6 000–7 000 MW geringer als in 2001 (Bonavia 2001: 8) 
15  Vgl. zur Veranschaulichung der Entwicklungen bei den Kraftwerksneubauten die 
Entwicklung der Antragszahlen bei der CEC von 1990–2001 in CEC (2001c: Figure III-6-1). 
CEC (2001c: Table III-6-1) enthält eine umfassende Übersicht über die derzeit geltenden und 
immer noch komplexen und langwierigen Genehmigungsverfahren für neue Kraftwerke in 
Kalifornien. Die kalifornische Energiekommission CEC prognostiziert, basierend auf den pro-
jektierten Kraftwerksneubauten in den nächsten 3–4 Jahren, durchschnittliche Großhandels-
preise in der Nähe von 30 Dollar/MWh (CEC 2001c: I-12, II-2-5, II-2-10). 
16  Hierzu zählten offenbar auch zahlreiche QFs (diese Qualifying Facilities sind diejeni-
gen Kraftwerke, deren Einspeisungen nach dem PURPA reguliert werden), die im Winter 
2000/2001 trotz langfristiger Ankaufsverträge nicht produzierten, da die Eigentümer über 
mehrere Monate keinerlei Zahlungen erhielten (CEC 2001c: I-6). 
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ähnelt weitgehend dem Verlauf der kurzfristigen Erdgaspreise.17 Hinzu kommt 
schließlich auch eine deutliche Senkung der Emissionskosten durch eine Locke-
rung der Emissionsanforderungen für bestehende Kraftwerke. 

Die Preise am Großhandelsmarkt gingen also im Sommer 2001 deutlich zu-
rück und liegen allen Information zufolge auch in diesem Winter wieder in Be-
reichen, die aus der Zeit vor dem Debakel 2000/2001 bekannt sind.  

B. Regulierungspolitik in 2001 

Wie haben die staatlichen Stellen auf die Entwicklung in 2001 reagiert? Haben 
sie diese Entwicklung unterstützt, oder liefen die „Entspannungsprozesse“ am 
kalifornischen Strommarkt ohne weitere Aktionen seitens der Regulierer ab? 
Hierzu soll zunächst die Politik der FERC betrachtet werden, bevor im An-
schluss auf die Aktionen auf der Ebene des Bundesstaates Kalifornien eingegan-
gen wird. 

1. Maßnahmen auf Bundesebene 

Zunächst einmal ist daran zu erinnern, dass die FERC zu Beginn des Winters 
2000/2001 sehr deutlich in die bestehenden Markt- und Regulierungsstrukturen 
eingriff. Ihr faktisches Verbot des CalPX-Handels18 führte deren Niedergang 
mit herbei. Zwar könnte argumentiert werden, dass CalPX aufgrund der Zah-
lungsprobleme der alteingesessenen Versorgungsunternehmen ohnehin dem To-
de geweiht war. Hiergegen spricht allerdings, das CAISO ähnlichen Problemen 
ausgesetzt war und sehr wohl auch heute noch existiert und auch im kurzfristi-
gen Stromhandel (wenn auch in geringerem Ausmaß als früher) engagiert ist. 
Hinzu kommt, wenn man die Preisentwicklung im Winter 2000/2001 betrachtet, 
dass die Intention einer Preissenkung durch die weiche Preisobergrenze der De-
zember-Order ganz offenbar nicht erfüllt werden konnte. Immerhin stiegen die 
                                           
17  Angaben des CAISO (2001c: Figure 2) zufolge lagen die Spotpreise für Erdgas im 
November 2001 bei rund 3 Dollar/MMBtu und damit sehr weit unter den 18 Dollar/MMBtu 
des Februar 2001 (jeweils Grenze Südkalifornien). Zu den hohen Erdgaspreisen im Winter 
2000/2001 hatte der Ausfall einer wichtigen Erdgasleitung für die Versorgung Südkalifor-
niens beigetragen, die mittlerweile wieder in Betrieb ist. 
18  Welches sie hauptsächlich damit begründete, dass die einzelstaatliche Regulierungs-
kommission CPUC ansonsten die bis dahin geltende Pflicht zu Handel der drei alteingesesse-
nen Unternehmen via CalPX aufrechterhalten würde und die FERC wegen des wenig koope-
rativen Verhaltens der CPUC zu einer derart drastischen Maßnahme gezwungen wäre (FERC 
2001g: 110): „To do otherwise would be to allow a state requirement to override the Commis-
sion´s mandate to assure just and reasonable rates for sales within the Commissions´s exclusi-
ve jurisdiction.” 
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Preise auch nach der Order noch weiter und erreichten zunächst im Februar und 
dann noch einmal im April Höhen von über 350 Dollar/MWh.  

Unabhängig von der Frage der Effektivität der weichen Preisobergrenze vom 
Dezember 2000: In der Order vom Dezember sah die FERC selbst den Ersatz 
der weichen Preisobergrenze ab Mai 2001 durch neue preisregulierende Instru-
mente vor (FERC 2000). Dieser damit selbst gestellten Aufgabe kam die FERC 
zunächst im April und dann im Juni 2001 nach.19 Im Ergebnis führen diese bei-
den Verordnungen dazu, dass  

– erstens alle einheimischen Anbieter20 einem Kontrahierungszwang, d.h. einer 
Angebotspflicht für den CAISO-Handel unterworfen werden (FERC 2001g: 
143 ff.). Dieser Kontrahierungszwang bezieht sich auf alle verfügbaren Kapa-
zitäten, die nicht bereits über andere Lieferverträge verkauft worden sind,21  

– zweitens die weiche Preisobergrenze von 150 Dollar/MWh ersetzt wird durch 
eine (flexible) Preisobergrenze, deren Höhe im Prinzip von den ex ante erklär-
ten Grenzkosten des teuersten noch berücksichtigten Anbieters bestimmt wird. 
Dies verlangt, dass alle Anbieter für ihre Kraftwerke ex ante Kostendaten (d.h. 
vor allem Wirkungsgrade) zur Verfügung stellen. Bei diesen Kostendaten sind 
allein kurzfristig variable und direkte Kosten zu berücksichtigen, also explizit 
nicht Opportunitätskosten (wenn an anderer Stelle möglicherweise höhere Er-
löse erreicht werden könnten)22 oder Investitionskosten, selbst wenn diese die 
variablen Kosten deutlich senken würden.23 Ausgeschlossen als preisbestim-

                                           
19  FERC (2001d; 2001e). Vgl. ausführlich zur Genesis der verschiedenen FERC-Orders 
FERC (2001g).  
20  Die FERC hat zunächst auch kommunale und genossenschaftliche Anbieter einem 
derartigen Kontrahierungszwang unterworfen, deutet hier allerdings mittlerweile einen Rück-
zug an (FERC 2001g: 166). 
21  Die Anbieter müssen ggf. im Einzelfall (etwa durch gerichtliche Feststellung) nach-
weisen, dass ein Kraftwerksaufruf durch CAISO einen Verstoß beispielsweise gegen binden-
de Emissionsvorschriften implizieren würde (FERC 2001g: 76 f.). Die FERC folgt damit dem 
Muster der Notfallverordnungen des U.S.-Energieministeriums aus dem Winter 2000/2001, 
die ebenfalls einen Andienungszwang (allerdings nur für bestimmte und benannte Anbieter) 
vorsahen, um hierdurch die verfügbaren Angebotskapazitäten zu erweitern. 
22  Zu beachten ist, dass diese Grenzkostenpreise nur dann nicht zum Systemzusammen-
bruch führen, wenn die Kapazitätsrestriktionen im Gesamtsystem nicht bindend werden. Un-
ter den Bedingungen des Winters 2000/2001 würden derartige Preise zwangsläufig zu einer 
positiven Überschussnachfrage führen. 
23  In Umkehrung der anfänglichen Politik der April-Order werden seit der Juni-Order 
Umweltkosten und Anfahrkosten nicht mehr in den Grenzkosten direkt berücksichtigt, son-
dern werden dem CAISO individuell berechnet und gehen auch nicht in den ermittelten so 
genannten markträumenden Preis ein (FERC 2001e: 7). Diese Kosten werden via Aufschlag 
(wie er als „uplift“ aus dem ehemaligen englischen Pool nicht unbekannt ist) auf alle CAISO-
Netzkunden umgelegt (FERC 2001g: 75). Für Wartung und Erhaltung wird hingegen ein pau-
schaler Aufschlag von zunächst 2, nunmehr 6 Dollar/MWh (FERC 2001g: 78) vorgenommen. 
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mende Anbieter sind alle reinen Stromhändler sowie auswärtige Anbieter, so-
lange die angebotenen Strommengen nicht eindeutig bestimmten Kraftwerken 
und deren Kostencharakteristiken zugeordnet werden können (FERC 2001g: 
87),  

– drittens die aus den (fiktiven) Gebotsobergrenzen24 ermittelten totalen Preis-
obergrenzen nicht allein für Spitzenlastphasen, sondern für alle Perioden gel-
ten, wobei der Wert der totalen Preisobergrenze außerhalb von Spitzenlastpe-
rioden 85 Prozent der letzten ermittelten Preisobergrenze für Spitzenlastperio-
den beträgt und dass schließlich  

– viertens diese Preisobergrenzen zwar nur den kurzfristigen Handel betreffen 
(Lieferperiode in den nächsten 24 Stunden), aber dafür für den gesamten Wes-
ten der Vereinigten Staaten und nicht allein in Kalifornien gelten. 

Alle diese preisregulierenden Maßnahmen sind zunächst bis zum 30. Septem-
ber 2002 befristet.25 Sie sollen den Aussagen der FERC zufolge insbesondere 
die so genannte „refund“-Problematik entschärfen, die mit der weichen Preis-
obergrenze der Dezember-Order verbunden ist. Im Hintergrund liegt der Um-
stand, dass beginnend mit der Dezember-Order alle CAISO-Preise explizit der 
ex-post-Überwachung durch die FERC unterlagen. Stellt diese im nachhinein 
(und basierend auf den von den Anbietern bereitzustellenden Unterlagen) fest, 
dass die Konditionen einer bestimmten Transaktion aus ihrer Sicht nicht ange-
messen waren, so kann sie eine Rückerstattung, eben einen „refund“, anordnen. 
Angesichts der extrem hohen Preise im Winter 2000/2001 stehen sehr viele ei-
gentlich bereits abgeschlossenen Transaktionen unter diesem Damoklesschwert 

                                                                                                                                    
Hinzu kommt für alle Verkäufe innerhalb Kaliforniens noch ein Kreditwürdigkeitszuschlag 
von 10 Prozent (FERC 2001g: 80).  
24  Die Anbieter dürfen sehr wohl Gebote über ihren von CAISO ermittelten (FERC 
2001d: 15) Grenzkosten abgeben. Diese sind jedoch nicht preisbestimmend, sofern sie über 
der jeweils gültigen totalen Preisobergrenze liegen. Insofern liegt hier eine ähnliche Konstruk-
tion wie bei der alten weichen Preisobergrenze vor, wobei diese Obergrenze allerdings nun-
mehr nicht mehr starr vorgegeben ist. Nebenbei sei darauf hingewiesen, dass diese regulierten 
Preise an der Preisobergrenze auch in den aktuellen Verordnungen als „markträumende Prei-
se“ (market clearing price) bezeichnet werden, ungeachtet des Umstands, dass CAISO unter 
Umständen sehr wohl auf Gebote zurückgreifen muss, die über diesem „markträumenden“ 
Preis liegen. 
25  Interessanterweise hat sich die FERC bislang zur institutionellen Ausgestaltung der 
Regulierung des kalifornischen Großhandels, insbesondere des CAISO-Vorstands, explizit 
nicht geäußert (FERC 2001g: 119), obwohl sie seit September 2000 fast 75 Verordnungen 
zum kalifornischen Strommarkt erlassen hat (FERC 2001g: 4). Dies trotz (oder wegen) des 
Umstands, dass hier ganz offenbar erhebliche Kompetenzprobleme bestehen. Die FERC 
selbst hatte in ihrer Dezember-2000-Order eine Neubesetzung des CAISO-Vorstands ver-
langt, deren Genehmigung aber in ihre Jurisdiktion fallen würde. Der kalifornische Gouver-
neur hingegen ergriff im Januar 2001 unilateral die Initiative und besetzte den Vorstand nach 
seinen Vorstellungen neu. 
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einer Rückerstattung.26 Diesen Problemen gedenkt die FERC mit ihrer neuen 
Preisobergrenze zumindest teilweise aus dem Weg zu gehen. 

Jedes Gebot, welches unter der jeweils gültigen Preisobergrenze liegt, wird 
nämlich von der „refund“-Gefahr explizit befreit. Grundsätzlich können die An-
bieter dies sicherstellen, in dem sie CAISO mitteilen, als Gebote wären die er-
rechneten Grenzkosten des jeweiligen Kraftwerks zu nehmen (FERC 2001e: 
15).27 

2. Maßnahmen auf kalifornischer Ebene 

Die eben angesprochen „refund“-Problematik leitet über zu den Vorgängen auf 
der Ebene kalifornischer Instanzen. Zur Veranschaulichung der politischen Situ-
ation sei ein Zitat des amtierenden Gouverneurs vorangestellt:28 "As for the en-
ergy profiteers and pirates, let me make clear that I will not rest until every dol-
lar gouged from California businesses and residents returns to California. If the 
FERC does not make California whole, we will see you in court." Die Schuld 
für das Debakel wird also (wohl wenig überraschend) weiterhin auf der Bundes-
ebene angesiedelt, eine Verantwortung der kalifornischen Instanzen verneint. 
Was haben diese nun in 2001 unternommen? 

Die wichtigste Institution im Bereich des Stromhandels ist nach dem Zusam-
menbruch von CalPX und der Zahlungsunfähigkeit der drei alteingesessenen 
Unternehmen das DWR. Dieses akquiriert nach dem Willen des kalifornischen 
Gesetzgebers „fehlende“ Strommengen für die Kunden der drei alteingesessenen 
Versorgungsunternehmen. „Fehlend“ insofern, als die verbliebene Stromerzeu-
gung der drei alteingesessenen Stromunternehmen (vornehmlich aus Kernkraft- 
und Wasserkraftwerken) unmittelbar zur Belieferung eigener Kunden genutzt 

                                           
26  Wobei bis heute noch nicht geklärt ist, wer tatsächlich in den Genuss derartiger Rück-
erstattungen käme (FERC 2001g: 109). So besteht beispielsweise CalPX überhaupt nicht 
mehr.  
27  Dies galt im Prinzip auch bei der weichen Preisobergrenze von 150 Dollar/MWh. Al-
lerdings mussten angesichts der extrem hohen Gaspreise sehr viele Anbieter über diesen 150 
Dollar bieten, um überhaupt ihre variablen Kosten einfahren zu können. Da die neue Preis-
obergrenze von den Gaspreisen direkt beeinflusst wird, wird diese Gefahr tendenziell redu-
ziert.  
28  Gouverneur Davis am 25. Juli 2001 anlässlich der FERC-Entscheidung zu möglichen 
„refunds“.  
(http://www.governor.ca.gov/state/govsite/gov_htmlprint.jsp?BV_SessionID=@@ 
@@1517369446.1012407872@@@@&BV_EngineID=eadcdegdkgglbemgcfkmchcog.0&sFilePath=%2fgovsit
e%2fpress_release%2f2001_07%2f20010725_PR01336_FercStatementCA 
html&sTitle=Governor+Davis+Issues+Statement+Following+FERC+Decision+on+California+Refund&sCatTitl
e=Issues&sSubCat=null&iOID=null) 

 

http://www.governor.ca.gov/state/govsite/gov_htmlprint.jsp?BV_SessionID=@@�@@1517369446.1012407872@@@@&BV_EngineID=eadcdegdkgglbemgcfkmchcog.0&sFilePath=%2fgovsite%2fpress_release%2f2001_07%2f20010725_PR01336_FercStatementCA�html&sTitle=Governor+Davis+Issues+Statement+Following+FERC+Decision+on+California+Refund&sCatTitle=Issues&sSubCat=null&iOID=null
http://www.governor.ca.gov/state/govsite/gov_htmlprint.jsp?BV_SessionID=@@�@@1517369446.1012407872@@@@&BV_EngineID=eadcdegdkgglbemgcfkmchcog.0&sFilePath=%2fgovsite%2fpress_release%2f2001_07%2f20010725_PR01336_FercStatementCA�html&sTitle=Governor+Davis+Issues+Statement+Following+FERC+Decision+on+California+Refund&sCatTitle=Issues&sSubCat=null&iOID=null
http://www.governor.ca.gov/state/govsite/gov_htmlprint.jsp?BV_SessionID=@@�@@1517369446.1012407872@@@@&BV_EngineID=eadcdegdkgglbemgcfkmchcog.0&sFilePath=%2fgovsite%2fpress_release%2f2001_07%2f20010725_PR01336_FercStatementCA�html&sTitle=Governor+Davis+Issues+Statement+Following+FERC+Decision+on+California+Refund&sCatTitle=Issues&sSubCat=null&iOID=null
http://www.governor.ca.gov/state/govsite/gov_htmlprint.jsp?BV_SessionID=@@�@@1517369446.1012407872@@@@&BV_EngineID=eadcdegdkgglbemgcfkmchcog.0&sFilePath=%2fgovsite%2fpress_release%2f2001_07%2f20010725_PR01336_FercStatementCA�html&sTitle=Governor+Davis+Issues+Statement+Following+FERC+Decision+on+California+Refund&sCatTitle=Issues&sSubCat=null&iOID=null
http://www.governor.ca.gov/state/govsite/gov_htmlprint.jsp?BV_SessionID=@@�@@1517369446.1012407872@@@@&BV_EngineID=eadcdegdkgglbemgcfkmchcog.0&sFilePath=%2fgovsite%2fpress_release%2f2001_07%2f20010725_PR01336_FercStatementCA�html&sTitle=Governor+Davis+Issues+Statement+Following+FERC+Decision+on+California+Refund&sCatTitle=Issues&sSubCat=null&iOID=null
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werden muss. Angesichts des Umstands, dass diese jedoch den größten Teil ih-
rer Kapazitäten vor Beginn der Krise bereits verkauft hatten, dürfte der Anteil 
des „DWR-Stroms“ größer als derjenige der Versorgungsunternehmen liegen. 
Zur Akquirierung der vermutlich benötigten Strommengen griff sie zunächst 
vorwiegend auf kurzfristige Stromkäufe zurück und begann dann im Frühling 
2001 mit der Ausschreibung längerfristiger Stromlieferverträge. Zur Einschät-
zung der Größenordnungen des gesamten (kurz- und langfristigen) DWR-
Handels sei darauf hingewiesen, dass sich allein für das Jahr 2001 um rund 10 
Mrd. US-Dollar handelt, für das Jahr 2002 voraussichtlich um 8 Mrd. US-Dollar 
(CPUC 2002b: 8). Die hierzu vom DWR bereitgestellten Werte für tatsächliche 
bzw. prognostizierte durchschnittliche Strompreise können Tabelle 1 entnom-
men werden. 

Tabelle 1: Durchschnittliche Energiekosten des DWR (Dollar/MWh) 

   Längerfristige Verträge  Kurzfristige Käufe  Gewichteter Durchschnitt  

Q1 2001 - 269 269 
Q2 2001 132 249 222 
Q3 2001 128 117 121 
Q4 2001 121 42 79 
Q1 2002 115 36 78 
Q2 2002 143 30 87 
Q3 2002 118 38 84 
Q4 2002 111 36 82 

Quelle: CPUC 2002a : Table 1  

 
Deutlich wird zweierlei: Erstens liegen die angegebenen kurzfristigen Strom-

preise für das erste Halbjahr 2001 nahe den Werten, die oben für den CAISO-
Handel wiedergegeben wurden. Im dritten Quartal liegen sie etwas höher, um 
dann im vierten Quartal wieder in den Bereich der CAISO-Preise einzuschwen-
ken. Zweitens und von ungleich höherer Bedeutung wird deutlich, dass die in 
den längerfristigen Verträgen vereinbarten Preise seit dem 3. Quartal 2001 deut-
lich über den tatsächlichen und prognostizierten Preisen für kurzfristig beschaff-
ten Strom via CAISO-Handel liegen. Tatsächlich liegen die Kontraktpreise of-
fenbar von Anfang an über 100 Dollar/MWh und damit mittlerweile bei über 
dem Doppelten desjenigen, welches via CAISO zu zahlen wäre.29 

                                           
29  Die Börsen-Terminpreise an verschiedenen Erfüllungsorten im Westen der Vereinig-
ten Staaten laufen hingegen weitgehend parallel zu den Kurzfristpreisen und liegen für den 
Fall des NYMEX-Futures (COB bzw. Palo Verde) bis zum August 2003 bei derzeit 17–43 
bzw. 22-48,50 Dollar/MWh und damit sehr deutlich unter den DWR-Kontraktpreisen 
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Es sollte daher nicht überraschen, dass mittlerweile signifikanter politischer 
Druck entstanden ist, die sich ex post als recht teuer erweisenden DWR-
Verträge nachzuverhandeln (CEM 2001). Immerhin sind die Kosten des DWR-
Stroms laut Gesetz letztendlich von den Stromkunden zu tragen und das DWR 
eine politische Institution unter entsprechendem Legitimationszwang. Auf das 
hiermit angesprochene Problem des hierdurch nochmals erhöhten generellen 
Regulierungsrisikos, dem die Anbieter im kalifornischen Strommarkt ausgesetzt 
sind, wird am Ende des Beitrags eingegangen werden.  

Kommen wir damit zum CAISO als wichtigsten sonstigen Spieler im Strom-
markt Kaliforniens. Dessen Bedeutung hat unter den Entwicklungen seit dem 
Winter 2000/2001 erheblich gelitten. Zwar musste er nicht wie CalPX den Be-
trieb einstellen, seine Handlungsspielräume litten unter den Liquiditätsproble-
men der alteingesessenen Unternehmen allerdings ebenfalls in starkem Maß. So 
hat CAISO zwar zum Beispiel im Spätsommer 2000 zahlreiche Sonderverträge 
mit kleineren Erzeugern geschlossen (CAISO 2001a: 14), um über das hierdurch 
gesicherte Angebot seiner Aufgabe der Sicherstellung der Systemsstabilität bes-
ser nachkommen zu können. Diese Verträge traten wegen der finanziellen Prob-
leme von CAISO im Winter 2000/2001 jedoch nicht in Kraft. Ähnliches gilt für 
die von CAISO initiierten Laststeuerungsprogramme, deren Effektivität in 2001 
sehr deutlich eingeschränkt wurde (CAISO 2001a: 23; 36 ff.).30 Zwar übernahm 
offenbar das DWR einige dieser Verträge. Dieses verstärkt aber letztlich nur den 
Abstieg des CAISO und erhöht das ganz offensichtlich ohnehin bestehende 
Konfliktpotential zwischen DWR und CAISO (CAISO 2001b: 11(Fn)), wer 
denn nun tatsächlich der „Systembetreiber“ ist.31 

Letztlich ist der Status und die Zukunft des CAISO offen. Er hat deutlich an 
Gewicht verloren und ganz offenbar auch weiterhin Probleme, seinen Aufgaben 
nachzukommen. Die Kreditwürdigkeitsprobleme der alteingesessenen Unter-
nehmen gefährden damit auch die verbleibende zentrale Koordinierungsinstitu-
tion im kalifornischen Strommarkt, ohne dass klar ist, wer auf Dauer diese Auf-
gaben erfüllen kann und soll.  

Wie agierte die CPUC in 2001? Immerhin war sie es, die den gesamten Re-
formprozess seit 1994 initiierte und insbesondere die viel gerühmte Wahlfreiheit 
                                                                                                                                    
(http://quotes.ino.com/exchanges/?r=NYMEX_WC bzw. 
http://quotes.ino.com/exchanges/?r=NYMEX_WV, 6. Februar 2002). 
30  CAISO hat sich auch nach eigenem Bekunden fast vollständig aus den Laststeue-
rungsprogrammen zurückgezogen (CAISO 2001c: 20). Hierzu beigetragen haben wohl zu-
sätzlich noch Konflikte mit der CPUC und deren eigenen Laststeuerungsprogrammen und die 
gesunkenen Strompreise. 
31  Die FERC sah sich angesichts der Kompetenzschwierigkeiten mittlerweile sogar dazu 
veranlasst, einige faktische Sonderrechte des DWR zu suspendieren. So soll DWR keinen Zu-
gang mehr zum Kontrollraum des CAISO erhalten (FERC 2001g: 53), sondern sich wie ein 
normaler Stromhändler verhalten. 

 

http://quotes.ino.com/exchanges/?r=NYMEX_WC
http://quotes.ino.com/exchanges/?r=NYMEX_WV
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der Stromkonsumenten in den Vordergrund ihrer Stellungnahmen rückte. Da-
nach sollten alle Endkunden das Recht erhalten, ihren Lieferanten frei wählen zu 
können. Hiervon haben in den ersten beiden Jahren weniger Kunden tatsächlich 
Gebrauch gemacht, als von der CPUC ursprünglich erwartet. Diese Situation hat 
sich allerdings mittlerweile deutlich geändert. Hierzu beigetragen haben insbe-
sondere die sich ex post als teuer erweisenden DWR-Verträge, deren Kosten von 
allen verbleibenden Kunden der alteingesessenen Unternehmen zu tragen sind. 
Zur Finanzierung dieser Kosten erhöhte die CPUC in 2001 zweimal die End-
kundenpreise, die von den Kunden der zwei größten Unternehmen zu zahlen 
sind. Im Ergebnis zahlen die Kunden seit Juni 2001 um gegenüber der ursprüng-
lichen Preisobergrenze rund 50 Prozent erhöhte Strompreise, weitere Erhöhun-
gen sind wohl noch zu erwarten. 32 

Angesichts der mittlerweile deutlich gesunkenen Strompreise am Großhan-
delsmarkt steigen somit die Anreize der Kunden, sich nach günstigeren Be-
zugsmöglichkeiten umzusehen. Und in der Tat wechselten nach CPUC-Angaben 
zwischen dem 1. Juli 2001 (als sich die niedrigen Stromgroßhandelspreise ab-
zeichneten) und dem 20. September immerhin rund 11 Prozent der Nachfrage-
menge der Versorgungsunternehmen zu anderen Anbietern (CPUC 2002b: 8). 
Sowohl der Gesetzgeber als auch die CPUC sahen sich unter diesem Umstand 
veranlasst, auch das letzte Kernstück der Reformen von 1996 bis 1998 auf-
zugeben. Zunächst wurde mit Wirkung vom 20. September 2001 der Abschluss 
neuer Direktzugangsverträge (also Verträge zwischen alternativen Anbietern 
und Endkunden) verboten. Derzeit wird bei der CPUC sogar diskutiert (CPUC 
2002b), rückwirkend alle Direktzugangsverträge, die seit dem 1. Juli 2001 ge-
schlossen wurden, aufzuheben (wie dies die CPUC bereits mehrfach androhte). 
Vor dem 1. Juli bestehende Direktzugangsverträge dürften in diesem Fall nicht 
mehr geändert oder verlängert werden.  

Es verbleibt die Frage, wie in der Zukunft der Bau neuer Kraftwerke geplant 
und koordiniert werden soll. Ungeachtet des Umstands, dass seit einiger Zeit er-
hebliche Kraftwerksneubauten geplant, gebaut und mittlerweile auch an das 
Netz angeschlossen wurden (s.o.), sah sich die kalifornische Legislative zu einer 
weiteren derzeit in ihren Konsequenzen nicht absehbaren Maßnahme veranlasst. 
Sie gründete mit dem SB 6 vom Mai 2001 (California Legislature 2001) die 
California Consumer Power and Conservation Financing Authority (Power Au-
thority). Diese Power Authority hat weitreichende Befugnisse. Sie kann bei-
spielsweise mit privaten Erzeugern Verträge über den Bau neuer Kraftwerke 
schließen, und sie kann Kraftwerksbesitzer enteignen, um derart die Stabilität 

                                           
32  Die Preise wurden zunächst im Januar vorläufig um rund 10 Prozent angehoben. Die 
im Mai beschlossene Erhöhung um rund 40 Prozent dient explizit der Finanzierung der DWR-
Kosten und kommt nicht den Versorgungsunternehmen zugute. Die Preise für Kunden von 
SDG&E werden separat festgelegt. 
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und Wirtschaftlichkeit der Stromwirtschaft in Kalifornien zu erhöhen. Die Po-
wer Authority nahm im August 2001 ihre Tätigkeit auf. Derzeit ist jedoch noch 
in keiner Weise absehbar, wie sie ihre Kompetenzen ausüben wird, wie sie mit 
dem Problem des „crowding-outs“ privater Investoren umgehen wird und wel-
che Rolle der kalifornische Staat in diesem Bereich einnehmen wird, ob er also 
zusätzlich zum Stromhandel und zum Stromtransport nun auch noch im Bereich 
der Stromerzeugung eine zentrale Rolle einzunehmen gedenkt.33  

C. Status quo 

Letztlich ergibt sich aufgrund der jüngsten Maßnahmen auf Bundes- und Staats-
ebene das Bild, dass wir es mit einem hochgradig hybriden System der Strom-
wirtschaft in Kalifornien zu tun haben. Zu der aus der Vergangenheit bekannten 
Regulierung privater Unternehmen durch die FERC und die CPUC, der Regulie-
rung des Baus von Kraftwerken durch die CEC, der direkten Regulierung des 
Stromhandels durch das DWR, die CPUC und die FERC tritt offenbar in zu-
nehmendem Ausmaß auch die Regulierung durch das öffentliche Eigentum an 
Anlagen in allen Bereichen der Stromwirtschaft.  

Damit dürfte auch die Frage auf die in der Kapitelüberschrift gestellte Frage 
klar sein. Die kurzfristige Beruhigung am Großhandelsmarkt darf nicht darüber 
hinweg täuschen, dass wir es in Kalifornien in keinster Weise mit einer Rück-
kehr zur Normalität zu tun haben. Keine der in den Reformen eingerichteten 
zentralen Institutionen ist unbeschadet aus dem Debakel heraus gekommen. 
Manche gibt es einfach nicht mehr, andere sind mitten im Konkursverfahren. 
Die Fragen, wer in Zukunft Endkunden mit Strom beliefern kann, wie der Groß-

                                           
33  Einige Beobachter (auch die CEC 2001c: III-1-5) erwarten für die Zukunft und auf 
Dauer einen ausgeprägt zyklischen Verlauf von Investitionen in der Elektrizitätswirtschaft, 
der sich aufgrund der langen Bauzeiten von neuen Kraftwerken und Transportanlagen in ei-
nem „Schweinezyklus“ zeigen würden. „It appears that the western electricity system is ex-
periencing the boom and bust pattern that has appeared in other industries“ (Ford 2001: 1). 
Ford (2001) kommt daher zur Empfehlung, durch die Einführung von Kapazitätszahlungen 
die Investitionen zeitlich zu glätten bzw. zeitnäher an den Nachfrageentwicklungen orientie-
ren zu lassen. Ford und z.B. Lee (2001a; 2001b) sehen eine recht aktive Rolle des Staates bei 
der Gewährleistung eines ausgewogenen Verhältnisses von Angebotskapazitäten und Nach-
frage. Dem Markt allein wird nicht zugetraut, notwendige Reservekapazitäten vorzuhalten. 
Lee (2001a: 12) spricht sich auch für eine aktive Rolle des Staats bei der Ressourcendiversifi-
kation aus, entweder via Regulierung der Privaten oder via Bau eigener Kraftwerke. Eine 
Umsetzung dieser Vorschläge würde vermutlich eine recht aktive Rolle der Power Authority 
mit sich bringen. Interessanterweise wird bei diesen Vorschlägen kaum diskutiert, inwieweit 
privatwirtschaftliche Lösungen (hohe Ausgleichsstrompreise für die Nachfrageseite, funkti-
onsfähige Terminmärkte, mehr Lastabwurfmechanismen etc.) die selben oder bessere Ergeb-
nisse als uniform auferlegte Regulierungen bringen können, weil sie die Externalitä-
tenproblematik besser behandeln könnten. Vgl. auch Hobbs et al. (2001).  
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handel organisiert wird,34 wer neue Kraftwerke bauen soll, wer Eigentümer der 
Transportanlagen sein soll und schließlich ob und wann Wettbewerb in der kali-
fornischen Stromwirtschaft nochmals „probiert“ werden soll, sind völlig offen. 
Keines der vor dem Debakel bestehenden Probleme ist gelöst, stattdessen zahl-
reiche dazu gekommen.  

VI. Was lehrt uns das kalifornische Debakel? 

Welche Lehren können aus dem kalifornischen Strommarktdebakel gezogen 
werden?  

Einige Punkte können direkt aus den Marktentwicklungen abgeleitet werden 
und bieten eine Lehrstunde in angewandter Mikroökonomik. Hierzu zählt die 
Bestätigung der alten Erkenntnis, dass steigende Nachfrage bei konstantem oder 
gar sinkenden Angebot zu steigenden Preisen führen muss. Insofern bieten die 
Ereignisse vom Frühsommer 2000 bis zum Spätwinter 2000/2001 auch eine 
Bestätigung der These, dass es sich beim Strommarkt um einen in vielerlei Hin-
sicht völlig normalen Markt handelt. Gerade, wenn das Angebot kapazitäts-
restringiert ist und gleichzeitig die Nachfrage relativ preisunelastisch ist, sollte 
eine extreme Preisvolatilität wenig überraschen. Hierzu benötigt es nicht einmal 
eine hohe Konzentration auf der Anbieterseite; vielmehr müssen bei den gege-
benen Kapazitätsrestriktionen die Preise unter Umständen selbst bei sehr kleinen 
exogenen Nachfrageerhöhungen sehr stark steigen, um die Nachfrage wirksam 
rationieren zu können.  

Zu den wenig überraschenden Erkenntnissen gehört sicherlich auch die Bestä-
tigung der These, dass Anbieter bei sehr unelastischer Nachfrage optimale Vor-
aussetzungen zur Ausübung von Marktmacht haben. Selbst vergleichsweise ge-
ring konzentrierte Märkte sind durch Preissetzungsspielräume der Anbieter im-
mer dann gekennzeichnet, wenn die Nachfragemenge gemessen an den Kapazi-
tätsrestriktionen auf der Angebotsseite hoch ist. Zwar würden rationale Nachfra-
ger in solchen Märkten sehr starken Anreizen unterliegen, sich via Abschluss 
langfristiger Verträge gegen solch opportunistisches Verhalten der Anbieter zu 
wehren. Auch würde der Abschluss derartiger langfristiger Verträge starken 
preissenkenden Einfluss auf die kurzfristigen Preise haben, die gesamten Ange-
                                           
34  Derzeit nicht absehbar ist, welche Rolle die Automated Power Exchange (APX) im 
kurzfristig orientierten Großhandelsmarkt spielen wird. Deren Bedeutung hat mit dem Weg-
fall der CalPX deutlich zugenommen (vgl. zu den Handelszahlen die Website der APX:  
http://www.apx.com/Ex_html/california.html). Auch nicht absehbar ist, ob und ggf. wie CAI-
SO Teile der Aufgaben der CalPX übernehmen wird, wie dies von der FERC gefordert wird 
(FERC 2001g). 

 

http://www.apx.com/Ex_html/california.html
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botsmengen erhöhen und damit auch das Risiko des Systemzusammenbruchs 
vermindern. Schließlich unterliegen auch die Anbieter in nicht „zu stark“ kon-
zentrierten Märkten Anreizen zum Abschluss langfristiger Verträge. Das ist das 
übliche und in der Regel durchaus erwünschte Gefangenendilemma in wettbe-
werblichen Märkten. Allein: Der Abschluss derartiger langfristiger Verträge war 
den wesentlichen Akteuren im kalifornischen Strommarkt verboten und dieses 
Verbot wurde selbst dann nicht wesentlich gelockert, als die Konsequenzen die-
ses Verbots für jeden offensichtlich wurden.  

Darüber hinaus gehört zu den wenig überraschenden Erkenntnissen, dass ein 
Markt ohne funktionsfähigen Preismechanismus zu Versorgungsengpässen und 
Marktzusammenbrüchen führen kann. Wenn Knappheitspreise zwar im Prinzip 
ermittelt werden, aber den letztendlichen Nachfragern nicht signalisiert werden 
und diese also in ihren Verbrauchsentscheidungen die Knappheiten nicht be-
rücksichtigen, sollte eine Übernutzung der bestehenden Kapazitäten nicht über-
raschen. Das kalifornische Übergangsmodell war insoweit eine „50 Prozent-
Liberalisierung“. Gemäss dem alten Stromsektorparadigma wurden nämlich alle 
Anpassungsaufgaben an geänderte Knappheitssituationen der Angebotsseite zu-
geordnet. Das kann nicht gut gehen, wenn keine sehr hohen Überkapazitäten im 
Erzeugungsbereich vorliegen. Das Fatale an der Situation ist ja auch, dass im 
Rahmen der Stromsperren zahlreiche Nachfrager rationiert wurden, die sehr 
wohl bereit gewesen wären, mehr für ihren Strom zu bezahlen. Insofern war in 
der Endpreisregulierung ein gigantisches Externalitätenproblem auf der Nach-
frageseite angelegt, welches — für einen Ökonomen nicht unbedingt überra-
schend — hervorragende Voraussetzungen für die Ausübung von Marktmacht 
auf der Anbieterseite und für einen Marktzusammenbruch immer dann schafft, 
wenn die Kapazitätsrestriktionen bindend werden. 

Damit zusammenhängend ist ein Weiteres bestätigt worden: Auch eine Price-
cap-Regulierung zur Begrenzung von Marktmachtausübung ist nicht der Stein 
der Weisen, sondern hat seine ganz eigenen Probleme. Dies betrifft erstens den 
Umstand, dass bei einer glaubwürdigen Price-cap-Regulierung die der Price-
cap-Regulierung unterliegenden Unternehmen durch erhebliche Kostenerhöhun-
gen fast zwangsläufig in den Ruin getrieben werden. Dies war der Fall bei der 
Endpreisregulierung für die Kunden der drei großen Stromunternehmen, die ei-
ner Versorgungspflicht für ihre Kunden unterlagen.  

Dies betrifft zweitens den Großhandelsmarkt, in dem die Anbieter keiner Ver-
sorgungspflicht unterlagen und als Reaktion auf den geltenden Price-cap auf den 
CalPX- und CAISO-Märkten ihre Angebotsmengen reduzierten und in dieser 
Art das Risiko von Systemzusammenbrüchen erhöhen. In diesem Zusammen-
hang ist ganz generell zu fragen, welche Rolle der Preismechanismus in liberali-
sierten Strommärkten langfristig spielen soll. Theoretische Überlegungen und 
Erfahrungen etwa aus den östlichen Staaten der Vereinigten Staaten, aber bei-
spielsweise auch aus den skandinavischen Strommärkten deuten darauf hin, dass 

 



 

 

Die Zahlen für neue Erzeugungskapazitäten in den Vereinigten Staaten legen 
zwar nahe, dass die derzeitigen Knappheiten vorübergehender Natur sind. Dies 
gilt auch für Kalifornien und den Westen insgesamt. Hier wird es entscheidend 
darauf ankommen, das Regulierungsrisiko zu begrenzen, so dass diese projek-
tierten Anlagen auch tatsächlich ans Netz gehen. Vollkommen ungeklärt ist hin-
gegen, wer, wo und zu welchen Bedingungen Investitionen in neue 
Transportanlagen vornehmen wird. Die NERC macht dieses in ihrem neuesten 
Bericht für die gesamten Vereinigten Staaten sehr deutlich (NERC 2001). Dies 
ist im Westen der Vereinigten Staaten, auch und insbesondere in Kalifornien 
nicht anders (WSCC 2001). Für Kalifornien prognostiziert das EPRI (2001) für 
den Zeitraum 2000–2009 eine Zunahme der Stromkreislängen in der 
Stromübertragung um insgesamt magere 0,5 Prozent! Zwar unterliegen die 
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Phasen sehr hoher Preise in wettbewerblich organisierten Märkten nicht nur 
möglich, sondern auch zu erwarten sind. Will die Regulierung derartige Prozes-
se nun auf Dauer unterbinden? Oder sollte die Behandlung derartiger Preisprob-
leme nicht besser privatwirtschaftlichen Vereinbarungen überlassen werden, die 
individuell Verteilungsaspekte und Reaktionsmuster festlegen können? 

Schließlich gehört zu den wenig überraschenden Erkenntnissen der Umstand, 
dass ein vor Wettbewerb effektiv geschütztes Monopol ohne explizite und 
durchgesetzte umgesetzte Versorgungspflicht, aber mit Preisregulierung, nicht 
unbedingt alle Kunden versorgt, die das möchten. Dies ist eine Variation des e-
ben genannten Themas, die ich explizit auf den Fall des Stromtransports anwen-
den möchte. Im Zuge der Marktentwicklungen in Kalifornien ist die Vermutung 
bestätigt worden, dass gerade die Übertragungsnetze in einem desolaten Zustand 
sind. Hierzu beigetragen hat das alte Regulierungssystem, dass verglichen mit 
liberalisierten Märkten relativ wenig großräumigen Stromhandel vorsah. Die 
Koordinierungsstrukturen sahen den Bau und den Betrieb der Netze im Wesent-
lichen für die Eigennutzung der Anlageneigentümer vor, die in der Regel sehr 
weitgehend vertikal integriert waren. Die primäre Nutzung bezog sich auf die 
Lieferung des in eigenen Kraftwerken erzeugten Stroms zu den eigenen Kunden. 
Hinzu kamen fest kontrahierte Im- und Exporte und in nur geringem Ausmaß 
kurzfristige Stromlieferungen. Wettbewerbliche Märkte stellen gänzlich andere 
Anforderungen an die Netze. In der Regel werden die entstehenden Wettbe-
werbsprozesse mit stärker schwankenden und in jedem Fall deutlich geänderten 
Lastflüssen einhergehen. Es ist daher davon auszugehen, dass sowohl das gene-
relle Niveau der Transportkapazitäten als auch die Struktur des Netzes kaum auf 
die geänderten Anforderungen ausgerichtet ist. Mit anderen Worten: Es wird 
entscheidend darauf ankommen, dass Transportkapazitäten in ausreichendem 
Maße und in angemessener Struktur ausgebaut werden. Die bisher vorliegenden 
Daten stützen hingegen die Vermutung, dass die Netze nicht hinreichend ausge-
baut werden und dass auch aus diesem Grund der Wettbewerb gebremst werden 
dürfte und daher lokale Monopolpositionen ihre Bedeutung behalten oder sogar 
zunehmen.  
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insgesamt magere 0,5 Prozent! Zwar unterliegen die Transportunternehmen ei-
ner Versorgungspflicht in dem Sinne, dass sie ihre bestehenden Netze für andere 
Nutzer öffnen müssen. Bestimmungen, die den Ausbau von Transportanlagen 
regeln, existieren allerdings faktisch nicht. Hinzu kommt, dass auch der Bau von 
Übertragungsleitungen in Kalifornien ein extrem mühsames Geschäft zu sein 
scheint. Hier liegt eine weitere Zeitbombe vergraben, die nach meinem Dafür-
halten auch bei den europäischen Diskussionen um den Strombinnenmarkt noch 
nicht genug Aufmerksamkeit erfahren hat, da aus meiner Sicht Engpässe in der 
Erzeugung von eher temporärere Natur zu sein scheinen (wohlgemerkt, bei nicht 
zu hohem Regulierungsrisiko). Engpässe im Transportbereich scheinen von mit-
tel- bis langfristig weitaus höherer Bedeutung, ohne dass sich bislang Regulie-
rung und Wissenschaft dieser Frage umfassend angenommen haben.  

Nach diesem Überblick über die teilweise simplen mikroökonomischen Leh-
ren aus dem kalifornischen Strommarktdebakel ist auf einige eher politökonomi-
schen Lehren einzugehen.  

Die erste Lehre, die aufzuzeigen ist, betrifft das Timingproblem für Strom-
marktreformen. Strommarktreformen zielen aus ökonomischer Sicht auf eine 
Erhöhung der Effizienz einmal in kurzer Frist und zum anderen in längerer Frist. 
Kurzfristiges Effizienzpotential kann ausgelotet werden, wenn nach der Libera-
lisierung etwa die Möglichkeiten kurzfristigen Stromhandels besser genutzt 
werden können und damit eine verbesserte Kraftwerkseinsatzkoordinierung von 
Kraftwerken mehrerer Eigentümer erreicht werden kann. Auch eine Änderung 
der Preisbildungsprozesse und damit eine erhöhte Nachfrageelastizität mag unter 
Umständen in kurzer Frist erreicht werden und hierdurch die Effizienz erhöht 
werden. Von mittel- bis langfristig wohl ungleich wichtigerer Bedeutung dürften 
allerdings verbesserte Investitionsentscheidungsprozesse sein. In der Vergan-
genheit haben sich viele politisch unterstützten Maßnahmen im Bereich des 
Kraftwerksneubaus als von zumindest zweifelhafter Güte erwiesen. Hier setzen 
nun meines Erachtens nach die wesentlichen Hoffnungen an, dass nämlich ge-
winnorientierte Akteure im Wettbewerb bessere und weniger politisierte Investi-
tionsentscheidungen treffen können und hierdurch der Kraftwerksmix effizienter 
gestaltet wird. Auch auf der Nachfrageseite können verbesserte Investitionsent-
scheidungen unter Umständen zu erheblichen Effizienzerhöhungen beitragen.  

Dieses Argument spricht für sich genommen deutlich dafür, dass das Effi-
zienzpotential von wettbewerbsorientierten Reformen dann am größten ist, wenn 
im System Zubaubedarf besteht, mit anderen Worten die aktuellen Reservemar-
gen eher knapp sind.35 Eine Liberalisierung kann so zum einen mit einer c.p. ge-
                                           
35  Generell gilt zu beachten, dass die Vorstellung von uniformen Sicherheitsregeln für al-
le ein Relikt aus der Vergangenheit ist. Herkömmliche Faustformeln für benötigte Reserveka-
pazitäten (also etwa 15 Prozent als Mindestmaß) haben unter wettbewerblichen Bedingungen 
und geänderten Preisbildungsprozessen nur sehr eingeschränkten Wert. Wenn die effektiven 
Preise flexibel sind, liegt ein unter Umständen erheblicher Teil der „Reservekapazität“ auf der 
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ringeren Stranded-cost-Problematik in den Wettbewerb starten und zum anderen 
neue Kraftwerke von Investoren in einem wettbewerblichen Umfeld geplant und 
gebaut werden.  

Auf der anderen Seite ist eine solche Strategie mit einem erheblichen Risiko 
verbunden, insbesondere wenn ohnehin geringe Reservemargen noch durch 
deutliche Nachfragesteigerungen weiter reduziert werden, wie dies in Kalifor-
nien der Fall war. In einer solchen Situation können erhebliche Gefahren für die 
politische Tragfähigkeit der einmal getroffenen Liberalisierungspolitik entste-
hen. Wenn nämlich neue Kraftwerke nicht sehr schnell gebaut werden können, 
drohen zumindest temporär sehr hohe Preise an den Stromgroßhandelsmärkten. 
Selbst wenn dies die Endnachfrager direkt nicht treffen sollte, wie dies in Kali-
fornien der Fall war, so entstehen irgendwo im Gesamtsystem erhebliche Belas-
tungen für andere Akteure: Irgendwer muss die hohen Preise schließlich bezah-
len, wenn der kurzfristige Handel nicht weitgehend durch längerfristige Liefer-
verträge oder integrierte vertikale Lieferketten gedeckt ist. Unter diesen Um-
ständen kann aber die Beibehaltung des Liberalisierungskurses zu einem poli-
tisch hoch brisanten Unterfangen werden. 

Offensichtlich liegt hier ein Trade-off vor zwischen ökonomischen Effizienz-
argumenten im engeren Sinn und der politischen Machbarkeit und Tragfähigkeit 
und Stabilität von Liberalisierungsprogrammen. 

Dies leitet über zu der zweiten politökonomischen Lehre, die uns das kalifor-
nische Debakel erteilt. Sie betrifft das Komplementaritätsproblem. Darunter ist 
der Umstand zu verstehen, dass die einzelnen Reformelemente sorgfältig aufein-
ander abgestimmt werden müssen. Das kalifornische Debakel macht dieses sehr 
deutlich. Hierzu zwei Beispiele: Es macht wenig Sinn, im Sinne eines simplen 
„first-best“-Maßstabs etwa die Preise am Großhandelsmarkt von der Anbieter-
seite her vollständig zu deregulieren, ohne gleichzeitig den Endverkaufsmarkt zu 
liberalisieren. Das Ergebnis ist ein „Schönwettermodell“, dass zwar in guten 
Zeiten gut funktionieren wird, aber bei den ersten härteren Winden in sich zu-
sammenbricht. Dieses Problem kann unter Umständen dadurch entschärft wer-
den, dass zu Beginn einer partiellen Liberalisierung langfristige Lieferverträge 
zwischen weiterverkaufenden Unternehmen und Erzeugern geschlossen werden, 
wie es etwa in England und Wales 1990 oder in Australien der Fall war. Im 
„Windschatten“ dieser langfristigen Verträge könnten dann neue Kraftwerke ge-
baut werden, ohne auf eine – immer riskante – Preisregulierung an den dann 
weniger wichtigen kurzfristigen Märkten zurück greifen zu müssen. Wenn also, 
aus welchen Gründen auch immer, eine temporäre Beibehaltung der Endpreisre-
                                                                                                                                    
Nachfrageseite. Eine „one-size-fits-all“-Lösung für vorzuhaltende Kapazitäten wird i.d.R. 
auch und gerade aufgrund der hohen Kostenvariabilität auf der Angebotsseite in der Strom-
wirtschaft erhebliche Ineffizienzen zur Folge haben. In jedem Fall kann eine gesunkene Re-
servespanne im Zuge einer wettbewerblichen Öffnung der Märkte einer Erhöhung der Effi-
zienz anzeigen (Abbau kostenträchtiger Überkapazitäten).  
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gulierung gewünscht wird, sollten sich diese notwendig längerfristig geltenden 
Bedingungen auf dem Endverkaufsmarkt in den Bezugsformen auf der Beschaf-
fungsseite, also auf dem Großhandelsmarkt, widerspiegeln können. Unter die-
sem Aspekt macht es also wenig Sinn, wie in Kalifornien eine vertikale 
Zwangszerlegung zu fordern36 oder den Abschluss langfristiger Verträge (als 
Substitut für vertikale Integration) zu verbieten.  

Zweites Beispiel, das wieder an den Preisen am Großhandelsmarkt ansetzt: Es 
macht keinen Sinn und ist mit erheblichen Gefahren verbunden, zwar die Preise 
zu deregulieren, gleichzeitig aber das Angebot von der Mengenseite künstlich 
stark zu verknappen, in dem die Genehmigung- und Planungsverfahren der Ver-
gangenheit beibehalten werden. Eine Deregulierung der Preise muss also auch 
abgestimmt werden auf die bestehende und ggf. zu ändernde Investitionsgeneh-
migungspolitik im Bereich der Erzeugung, aber auch im Bereich des Strom-
transports. Die Politik wird sich entscheiden müssen, entweder temporär sehr 
hohe Preise zu akzeptieren oder aber wirksamer bestehende Probleme im Be-
reich des Anlagenneubaus (u.a. „not in my backyard“-Probleme, Unterkapazitä-
ten und Anreizprobleme bei den Genehmigungsbehörden) anzugehen. 

Eine Nichtberücksichtigung dieser Komplementaritätsproblematik beim De-
sign von Strommarktreformen kann den Erfolg der angestrebten Liberalisierung 
als Ganzes und mit unabsehbaren Langfristfolgen gefährden. Eins der sehr aktu-
ellen Probleme in Kalifornien ist ja der Umstand, dass vom DWR erst im Nach-
hinein langfristige Verträge und darüber hinaus in extrem enge Märkte hinein 
geschlossen wurden, die ein neuerliches Stranded-cost-Problem mit sich brin-
gen.37 Und dieses neue Stranded-cost-Problem hat dem Wettbewerb auf der 
Endverkaufsebene auf unabsehbare Zeit den Garaus bereitet. Für die Diskussion 
um wettbewerbsorientierte Reformen für die Stromwirtschaft folgt, das diese 

                                           
36  Die auch hinsichtlich der Abspaltung der Transportsparten von Erzeugung und Handel 
i.d.R. nicht nur positive Folgen haben muss. Es sei neben der herkömmlichen Transaktions-
kostenproblematik, die für eine vertikale Integration sprechen mag, nur auf das Problem hin-
gewiesen, dass Erzeugung und Transport in einem gewissen Ausmaß in einer Substitutionsbe-
ziehung zueinander stehen. Ein vertikal integriertes Unternehmen wird diese Kostenkomple-
mentaritäten unter Umständen eher und kostengünstiger berücksichtigen als desintegrierte 
Unternehmen. In jedem Fall stellen sich unter diesem Gesichtspunkt sehr erhebliche Anforde-
rungen an die Regulierung, falls der Weg einer vertikalen Zwangsentflechtung gegangen wer-
den soll, die den erhofftem Erleichterungen gegenüber gestellt werden müssen.  
37  Letztlich hat sich die gesamt Stranded-cost-Problematik und deren Behandlung in Ka-
lifornien als grotesker Bumerang erwiesen, die letztlich für einen großen Teil des Desasters 
verantwortlich gemacht werden kann. Die ursprünglich vermuteten Stranded costs begründe-
ten die Übergangsbestimmungen, die weitgehend für das Debakel verantwortlich gemacht 
werden können. Tatsächlich hat es sich aber ex post erwiesen, dass es eigentlich überhaupt 
keine Stranded costs geben muss: Die zu Beginn der Reformen unwirtschaftlich erscheinen-
den Kraftwerke, in den ersten zwei Jahren zügig an neue Investoren verkauft, haben sich spä-
testens im Winter 2000/2001 als wahre Goldgruben erwiesen.  
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nicht an einzelnen inhaltlichen oder institutionellen Regeln ansetzen sollten. 
Derartige isoliert implementierten Reformen bergen immer die Gefahr, dass das 
Zusammenspiel bislang komplementärer Elemente zusammenbricht, ohne dass 
ein funktionsfähiges Miteinander neuer und alter Elemente an seine Stelle tritt. 
Damit ist klar die Gefahr verbunden, dass einzelne Reformen, für sich genom-
men als effizienzerhöhend scheinend, die Gesamteffizienz verschlechtern, wenn 
sie mit den anderen bestehenden Regulierungen nicht zusammen passen.  

Damit komme ich zur vorletzten, sehr allgemein formulierten Lehre aus dem 
kalifornischen Debakel: Die mittel- bis langfristig größten Effizienzprobleme im 
Stromsektor liegen im Regulierungsrisiko, also im Problem opportunistischen 
Verhaltens der Regulierer und Politiker und weit weniger in den technischen 
Besonderheiten der Stromwirtschaft begründet.  

Zwar könnte argumentiert werden, dass die technischen Besonderheiten für 
die derzeitigen Probleme verantwortlich sind, in dem sie erstens schnelle Anpas-
sungen auf der (Erzeugungs-)Angebotsseite und der Nachfrageseite verhindern 
und zweitens eine Regulierung des Stromtransports auch auf längere Sicht be-
gründen und insofern die eigentliche Ursache des Regulierungsrisikos sind. Der 
erste Punkt mag auf kurze Frist zutreffen, dies bedeutet aber nicht, dass „der 
Markt“ auf Dauer mit der Bereitstellung ausreichender Kapazitäten überfordert 
wäre. Angesichts der derzeitigen und absehbaren Zuwächse an Erzeugungska-
pazitäten ist bis auf weiteres vom Gegenteil auszugehen. Zum zweiten Punkt 
soll hier nicht viel gesagt werden, handelt es sich doch im Wesentlichen um ein 
semantisches Problem. Fakt ist, dass die technischen Besonderheiten keinesfalls 
Regulierungsrisiko im derzeit beobachtbaren Ausmaß quasi naturgesetzlich be-
gründen müssen. Es sei konzediert, dass der Stromsektor schon aus historischen 
Gründen besonderer politischer Aufmerksamkeit ausgesetzt ist und dass daher 
bislang besondere Gefahren aus politischem Opportunismus entstehen können. 
Umso wichtiger ist es daher, die staatliche Regulierung glaubwürdig auszuges-
talten. Exakt hieran scheint der kalifornische Stromsektor zu leiden.  Der ad hoc-
Charakter der derzeitigen Markt- und Regulierungsstrukturen und die damit un-
gewisse Richtung der zukünftigen Regulierungspolitik mögen die kurzfristigen 
Probleme gelindert haben (wenngleich auch hieran Zweifel angebracht sind), 
mittel- bis langfristig dürften sie jedoch ausserordentliche Gefahren für die Effi-
zienz und Stabilität des Stromsektors implizieren.  

Das heißt wiederum nicht, dass die Politik nicht auf außergewöhnliche oder 
nicht vorhergesehene Umstände reagieren darf. Das Gegenteil ist der Fall. Die 
Regulierer müssen über hinreichende Kompetenzen und Anreize verfügen, um 
auf unvorhergesehene Ereignisse reagieren zu können. Die Ignoranz der offen-
kundigen Probleme im Sommer 2000 durch die CPUC wirkte in fataler  Weise 
als Beschleuniger für die Implosion des bestehenden Markt- und Regulierungs-
systems. Vorsichtig muss Politik und Regulierung jedoch dabei sein, die Kosten 
von eigenen Fehlprognosen einseitig einzelnen Gruppen von Akteuren zuzuwei-

 



 31 

sen und hierbei in hektischen Aktionismus zu verfallen, nachdem auf die dro-
henden Ereignisse zunächst überhaupt nicht reagiert wurde. Und zwar wurde auf 
diese unmittelbar drohenden Knappheiten zunächst nicht reagiert, obwohl so-
wohl die eigene Energiekommission als auch der staatlicherseits gegründete 
Netzbetreiber CAISO und andere immerhin seit 1999 sehr deutlich auf die 
Knappheiten hingewiesen haben (CEC 2001c: I-6). Es sollte vielleicht daran er-
innert werden, dass das erste Anzeichen für das kalifornische Strommarktdeba-
kel nicht ein Stromausfall oder ein Bankrott, sondern die gestiegenen Endkun-
denpreise in San Diego im Sommer 2000 waren. Diese führten zu erheblichen 
politischen Turbulenzen, die wiederum nicht wirklich an die Ursachen des Prob-
lems gingen, sondern zu einem Kurieren an den Symptomen führten, das die 
Probleme nicht unerheblich verschärften. 

Daraus folgt auch, dass zu einfache Effizienzüberlegungen von Ökonomen in 
der Realität scheitern mögen. So mag es unter Effizienzgesichtspunkten zu-
nächst grotesk anmuten, regulierungspolitisch gegen hohe Preisvolatilität ange-
hen zu wollen. Immerhin reduziert man damit im Erfolgsfall die Signaltätigkeit 
der Strompreise. Auf der anderen Seite birgt eine „Laissez-Faire Politik“ unter 
Umständen die Gefahr der fehlenden politischen Tragfähigkeit, ist also nicht 
dauerhaft durchsetzbar, ergo unglaubwürdig und damit mit hohem Regulie-
rungsrisiko und dessen Kosten zu assoziieren. Hier liegt ganz offenbar ein Tra-
de-off vor, der auch und vor allem vom institutionellen Umfeld und den hierin 
angelegten Anreizen und Möglichkeiten der Regulierer geprägt wird. Die letzte 
hier zu nennende Lehre, eine Variante der Komplementaritätsthese, heißt also: 
Die angemessene Liberalisierungspolitik ist in hohem Maße vom institutionellen 
Umfeld mitbestimmt. Was in dem einen Land klappt, kann in einem anderen 
Land in einem furiosen Desaster enden. Was in dem einen Land zum Debakel 
führt, kann unter anderen Umständen zu hervorragenden Ergebnissen führen. 

VII. Schlusswort 

Vor gut einem Jahr wurde an anderer Stelle die Befürchtung geäußert, dass eine 
Verstaatlichung weiter Teile der kalifornischen Stromwirtschaft ins Haus stehen 
könnte (Kumkar 2001b). Fehlgeleitete staatliche und zeitlich völlig inadäquate 
Reaktionen auf erkannte Probleme könnten der privatwirtschaftlichen Organisa-
tion der Stromwirtschaft den Garaus bereiten. Ähnlich der Situation in anderen 
Industriestaaten vor vielen Jahrzehnten und in vielen Entwicklungsländern noch 
heute könnte der Staat als letzte Möglichkeit übrig bleiben. 
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Die tatsächliche Entwicklung bestätigt die damalige Befürchtung. Kalifornien 
steht nicht nur schlechter als vor Beginn der Krise, also etwa in 1999, da. Viel-
mehr steht der kalifornische Stromsektor sogar deutlich schlechter da als vor 
1994, also vor Beginn der Diskussionen um eine grundsätzlich neue, wettbe-
werbliche Organisation des Stromsektors. Und genau so, wie das kalifornische 
Beispiel in der ersten Zeit als Vorbild für wettbewerbliche Reformen in anderen 
Bundesstaaten fungierte, dürfte es mittlerweile dafür verantwortlich sein, dass in 
vielen Bundesstaaten die Reformbemühungen gebremst werden. Ein Vergleich 
von Abbildung 4 mit Abbildung 1 macht dies sehr deutlich. Sieben Bundesstaa-
ten haben nicht zuletzt in Reaktion auf die kalifornischen Vorgänge ihre eigent-
lich bereits beschlossenen Reformen zeitlich zurückgestellt, andere Bundesstaa-
ten die eingeleiteten Voruntersuchungen für eigenen Reformen beendet.   

Ganz generell und insbesondere nicht beschränkt auf den Westen der Verei-
nigten Staaten, aber basierend auf den dortigen Vorgängen, scheint die FERC 
darüber hinaus eine Umkehr bei der Liberalisierung der Großhandelspreise an-
zudeuten. Dies läuft auf eine zumindest partielle Wiedereinführung der Preisre-
gulierung für alle Anbieter in allen Regionen der Vereinigten Staaten hinaus.38 
Die FERC sieht nämlich in einer neuen Verordnung (FERC 2001f) eine grund-
sätzliche Änderung aller Genehmigungen für alle Unternehmen für „marktba-
sierte“ Preise dahingehend vor, dass die FERC ermächtigt wird, die am Markt 
verhandelten Preise ex post einer Regulierung zu unterwerfen, falls sie aus ihrer 
Sicht signifikante Marktmachtelemente aufweisen. Die in Kalifornien eingeführ-
te Regulierungsdrohung für im Prinzip marktlich ermittelte Preise wird also auf 
die gesamten Vereinigten Staaten ausgedehnt.39  

                                           
38  Der Bundesgesetzgeber hat nie eine wirkliche Deregulierung der Großhandelspreise 
beschlossen, auch nicht mit dem EPAct von 1992. Vielmehr verlangt der Federal Power Act 
weiterhin, dass alle Konditionen auf dem Großhandelsmarkt „angemessen“ (reasonable) sein 
müssen. Die FERC hat seit Ende der achtziger Jahre postuliert, dass „marktbasierte“ Preise a 
priori immer dann als angemessen gelten sollen, wenn nichtdiskriminierende 
Netznutzungsrechte geschaffen worden sind. Sie erteilte also Genehmigungen mit 
Deregulierungsfunktion immer dann, wenn die betreffenden Transportunternehmen ihre Netze 
für die Nutzung durch Dritte geöffnet haben. Seit den Orders 888 und 889 sind hierzu faktisch 
alle Transportunternehmen verpflichtet, ergo kann der Großhandelsmarkt bis heute als 
weitgehend (preis-)dereguliert bezeichnet werden.  
39 “[T]he Commission proposes to revise all existing market-based rate tariffs and authoriza-
tions to condition all public utility sellers' market-based rate authority to ensure that such rates 
remain just and reasonable and do not become unjust or unreasonable as a result of anticom-
petitive behavior or abuse of market power. The Commission intends to condition all new 
market-based rate tariffs and authorizations in a similar manner.” (FERC 2001f: 1). 
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Abbildung 4: Liberalisierungsaktivitäten in den Bundesstaaten, Stand Februar 2002 
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a Arizona, Connecticut, Delaware, District of Columbia, Illinois, Maine, Maryland, Massachusetts, Michigan, New Hampshire, New Jersey, New 

York, Ohio, Pennsylvania, Rhode Island, Texas und Virginia. Diese Bundesstaaten haben Restrukturierungsgesetze und/oder Restrukturie-
rungsverordnungen zur Einführung von Wettbewerb auf der Endverkaufsebene erlassen. Diese Wettbewerbsregeln sind bereits in Kraft oder 
stehen kurz vor der Implementierung.  

b Arkansas, Montana, Nevada, New Mexico, Oklahoma, Oregon und West Virginia. Diese Bundesstaaten haben via Restrukturierungsgesetze 
und/oder Restrukturierungsverordnungen die Einführung von Wettbewerb auf der Endverkaufsebene verzögert. 

c Kalifornien hat den Direktzugang bis auf weiteres ausgesetzt. 
d Alabama, Alaska, Colorado, Florida, Georgia, Hawaii, Idaho, Indiana, Iowa, Kansas, Kentucky, Louisiana, Minnesota, Mississippi, Missouri, 

Nebraska, North Carolina, North Dakota, South Carolina, South Dakota, Tennessee, Utah, Vermont, Washington, Wisconsin und Wyoming. 
Diese Bundesstaaten haben weder Restrukturierungsgesetze noch Restrukturierungsverordnungen erlassen. 

Quelle: http://www.eia.doe.gov/cneaf/electricity/chg_str/regmap.html (Februar 2002); eigene Bearbeitung. 

Es kann derzeit wohl davon ausgegangen werden, dass die kalifornische Poli-
tik von sich aus nicht in der Lage ist, einen Schritt zum Besseren zu gehen. Die 
Perspektiven sehen nicht gut aus.40 Offenbar existieren nur zwei Möglichkeiten 
einer Wende zum Besseren: Entweder der Zentralstaat ergreift in weitaus größe-
rem Ausmaß die Initiative.41 Dies ist eine Lösung, die zumindest aus einer insti-
tutionenökonomischen Warte mit großen Kosten verbunden sein kann, werden 
doch die Vorteile des Föderalismus auch für die Regulierung des Stromsektors 
damit weitgehend beseitigt. Oder andere Bundesstaaten gehen sehr erfolgreich 
voran mit dem Wettbewerb in der Stromwirtschaft. Positive Entwicklungen in 
                                           
40  Paul Joskow (2001b: 31) bezeichnet die kalifornische Sitaution jüngst lapidar als „ho-
peless“.  
41  Vgl. für eine Analyse der aktuellen Gesetzesvorhaben im U.S.-Kongress Santa (2001). 

 

http://www.eia.doe.gov/cneaf/electricity/chg_str/regmap.html
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anderen Bundesstaaten könnten in Kalifornien einen neuen Anlauf zum Wett-
bewerb politisch unterstützen und die derzeitige Perspektivlosigkeit auflösen. 
Hierfür gibt es Anzeichen, doch die Frage des längerfristigen Erfolgs dieser an-
deren Reformen muss der Untersuchung im Rahmen einer anderen Arbeit vor-
behalten bleiben.  

Es verbleibt die Aufgabe eines doch noch positiver stimmenden letzten 
Schlussworts. Es beinhaltet eine Entwarnung für den deutschen und europäi-
schen Strommarkt. So lehrreich das kalifornische Modell auch ist, zeigt es doch 
auch auf, warum höchstwahrscheinlich etwa in Deutschland kein Debakel wie in 
Kalifornien droht. Zum einen gilt nämlich, dass es in Deutschland kein derart 
groteskes Missverhältnis der Reformelemente wie in Kalifornien gibt. So wird 
die Versorgung der Endkunden zum ganz überwiegenden Ausmaß aus eigenen 
Kraftwerken der Stromunternehmen bedient oder das Beschaffungsportfolio mit 
langfristigen Bezugsverträgen bestückt. Kurzfristiger Handel ist nicht bedeu-
tungslos, aber lange nicht von der Bedeutung, wie dies in Kalifornien der Fall 
war. Selbst wenn also die kurzfristigen Preise in den europäischen Strommärk-
ten steigen sollten, würde dies nicht wie im Fall Kaliforniens zum Bankrott gro-
ßen Unternehmen binnen Monaten führen müssen 

Zum anderen liegen etwa in Deutschland erhebliche Überkapazitäten im Be-
reich der Erzeugung vor. In 1996 etwa lag die verfügbare Erzeugungskapazität 
um 65-70 Prozent über der tatsächlichen Spitzenlast (Kumkar 2000: 358). Selbst 
wenn berücksichtigt wird, dass mittlerweile einige dieser Kraftwerke vom Netz 
genommen worden sind, kann wohl problemlos davon ausgegangen werden, 
dass akute Erzeugungskapazitätsknappheiten nicht existieren. Ferner sind die 
Übertragungsnetze in Europa in der Regel deutlich besser ausgebaut als in den 
Vereinigten Staaten, die ja bekanntermaßen in drei weitgehend separate und in-
tern nicht besonders gut ausgebaute Verbundnetzbereiche unterteilt sind. Aus 
diesem Grund kann wohl auch davon ausgegangen werden, dass im Falle regio-
naler Engpässe, wie sie im Westen der Vereinigten Staaten im Sommer 2000 
auftraten, in Europa in stärkerem Maße auf den Import aus anderen Regionen 
zurückgegriffen werden könnte.  
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